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Art. 134

Botschaft von Papst Franziskus zum 
31. Welttag der Kranken

11. Februar 2023

«Sorge für ihn«.
Mitgefühl als synodale Übung der Heilung

 

Liebe Brüder und Schwestern,

Krankheit ist Teil unserer menschlichen Erfahrung. Aber 
sie kann unmenschlich werden, wenn sie in Isolation und 
Verlassenheit gelebt wird, wenn sie nicht von Fürsorge 
und Mitgefühl begleitet wird. Beim gemeinsamen Wan-
dern ist es normal, dass sich jemand nicht gut fühlt, wegen 
Müdigkeit oder eines Unfalls auf dem Weg anhalten muss. 
In diesen Momenten zeigt sich, wie wir unterwegs sind: 
ob es wirklich ein gemeinsames Gehen ist, oder ob wir 
zwar auf demselben Weg sind, aber jeder für sich, um sei-
ne eigenen Interessen zu verfolgen, und die anderen lässt 
man „sich durchschlagen“. Daher lade ich euch an diesem 
XXXI. Welttag der Kranken ein, inmitten eines synodalen 
Unterwegsseins, darüber nachzudenken, dass wir gerade 

durch die Erfahrung von Gebrechlichkeit und Krankheit 
lernen können, gemeinsam nach dem Stil Gottes zu wan-
deln, der Nähe, Mitgefühl und Zärtlichkeit ist.

Im Buch des Propheten Ezechiel, in einer großen Weis-
sagung, die einen der Höhepunkte der gesamten Offenba-
rung darstellt, spricht der Herr so: »Ich, ich selber werde 
meine Schafe weiden und ich, ich selber werde sie ruhen 
lassen - Spruch Gottes, des Herrn. Das Verlorene werde 
ich suchen, das Vertriebene werde ich zurückbringen, das 
Verletzte werde ich verbinden, das Kranke werde ich kräf-
tigen […] Ich werde es weiden durch Rechtsentscheid« 
(34,15-16). Die Erfahrung des Verlorengehens, der Krank-
heit und der Schwäche sind ein natürlicher Bestandteil un-
seres Weges: Sie schließen uns nicht aus dem Volk Gottes 
aus, im Gegenteil, sie rücken uns in den Mittelpunkt der 
Aufmerksamkeit des Herrn, der Vater ist und nicht will, 
dass auch nur eines seiner Kinder auf dem Weg verloren 
geht. Es geht also darum, von ihm zu lernen, um wirklich 
eine Gemeinschaft zu sein, die miteinander geht und sich 
nicht von der Wegwerfkultur anstecken lässt.

Die Enzyklika Fratelli tutti bietet, wie ihr wisst, eine aktu-
elle Lesart des Gleichnisses vom barmherzigen Samariter 
an. Ich habe sie als Dreh- und Angelpunkt gewählt, um aus 
den „Schatten einer abgeschotteten Welt“ herauszutreten 
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und „eine offene Welt zu denken und zu schaffen“ (vgl. Nr. 
56). Es besteht in der Tat eine tiefe Verbindung zwischen 
diesem Gleichnis Jesu und den vielen Formen, in denen 
die Geschwisterlichkeit heute verleugnet wird. Insbeson-
dere die Tatsache, dass die misshandelte und ausgeraubte 
Person am Straßenrand verlassen wird, steht für den Zu-
stand, in dem sich zu viele unserer Brüder und Schwes-
tern befinden, wenn sie am meisten Hilfe benötigen. Die 
Unterscheidung, welche Angriffe auf das Leben und seine 
Würde natürliche Ursachen haben und welche durch Un-
recht und Gewalt verursacht werden, ist nicht einfach. Tat-
sächlich beeinflussen heute das Ausmaß der Ungleichhei-
ten und die Vorherrschaft der Interessen einiger Weniger 
jedes menschliche Umfeld so sehr, dass es schwierig ist, 
jedwede Erfahrung als „naturgegeben“ zu betrachten. Al-
les Leiden spielt sich in einer „Kultur“ und inmitten ihrer 
Widersprüche ab.

Wichtig ist hier jedoch, den Zustand der Einsamkeit, des 
Verlassenseins zu erkennen. Es handelt sich um eine Er-
barmungslosigkeit, die noch vor jeder anderen Ungerech-
tigkeit überwunden werden kann, denn - so erzählt das 
Gleichnis - alles, was es braucht, um sie zu beseitigen, ist 
ein Augenblick der Aufmerksamkeit, die innere Bewegung 
des Mitgefühls. Zwei Passanten, die als religiös gelten, se-
hen den Verwundeten und bleiben nicht stehen. Der Dritte 
aber, ein Samariter, ein Verachteter, wird von Mitleid er-
griffen, kümmert sich um den Fremden auf dem Weg und 
behandelt ihn wie einen Bruder. Auf diese Weise verändert 
er, ohne überhaupt darüber nachzudenken, die Dinge und 
schafft eine geschwisterlichere Welt.

Brüder und Schwestern, wir sind nie auf die Krankheit 
vorbereitet; und oft auch nicht darauf, das fortschreitende 
Alter zuzugeben. Wir fürchten uns vor Verletzlichkeit, und 
die allgegenwärtige Kultur des Marktes treibt uns dazu an, 
sie zu leugnen. Für Zerbrechlichkeit gibt es keinen Platz. 
Und so schmettert uns das Unglück zu Boden, wenn es 
über uns hereinbricht und uns angreift. Es kann dann vor-
kommen, dass andere uns im Stich lassen oder dass wir 
den Eindruck haben, dass wir sie verlassen lassen müssen, 
um ihnen nicht zur Last zu fallen. So beginnt die Einsam-
keit, und wir werden von dem bitteren Gefühl einer Unge-
rechtigkeit vergiftet, für die sich sogar der Himmel zu ver-
schließen scheint. In der Tat fällt es uns schwer, in Frieden 
mit Gott zu bleiben, wenn unsere Beziehung zu anderen 
und zu uns selbst zerrüttet ist. Deshalb ist es so wichtig, 
dass sich die gesamte Kirche auch im Hinblick auf die 
Krankheit am evangeliumsgemäßen Beispiel des barmher-
zigen Samariters misst, um ein wahres „Feldlazarett“ zu 
werden: Ihre Sendung drückt sich nämlich besonders in 
den historischen Umständen, die wir durchschreiten, und 
in der Ausübung der Fürsorge aus. Wir alle sind zerbrech-
lich und verletzlich; wir alle brauchen die mitfühlende 
Aufmerksamkeit, die weiß, wie man innehält, sich nähert, 
heilt und aufrichtet. Der Stand der Kranken ist daher ein 
Appell, der die Gleichgültigkeit aufbricht und die Schrit-

te derer bremst, die so weitergehen, als hätten sie keine 
Schwestern und Brüder.

Der Welttag der Kranken lädt nämlich nicht nur zum 
Gebet und zur Nähe zu den Leidenden ein, sondern will 
auch das Volk Gottes, die Einrichtungen des Gesund-
heitswesens und die Zivilgesellschaft für einen neuen 
gemeinsamen Fortschritt sensibilisieren. Die zu Beginn 
zitierte Prophetie Ezechiels enthält ein sehr hartes Urteil 
über die Prioritäten derjenigen, die wirtschaftliche, kultu-
relle und staatliche Macht über das Volk ausüben: »Das 
Fett verzehrt ihr und mit der Wolle kleidet ihr euch. Das 
Mastvieh schlachtet ihr, die Schafe aber weidet ihr nicht. 
Die Schwachen habt ihr nicht gestärkt, das Kranke habt 
ihr nicht geheilt, das Verletzte habt ihr nicht verbunden, 
das Vertriebene habt ihr nicht zurückgeholt, das Verlorene 
habt ihr nicht gesucht; mit Härte habt ihr sie niedergetreten 
und mit Gewalt« (34,3-4). Das Wort Gottes ist immer er-                                 
hellend und zeitgemäß, nicht nur wenn es anprangert, son-
dern auch mit seinen Anregungen. Der Schluss des Gleich-
nisses vom barmherzigen Samariter zeigt uns nämlich, wie 
die praktizierte Geschwisterlichkeit, die mit einer persön-
lichen Begegnung beginnt, in eine organisierte Fürsorge 
erweitert werden kann. Die Herberge, der Gastwirt, das 
Geld, das Versprechen, sich gegenseitig auf dem Laufen-
den zu halten (vgl. Lk 10,34-35): All dies lässt uns an den 
Dienst der Priester, die Tätigkeit der im Gesundheits- und 
Sozialwesen Beschäftigten, das Engagement der Familien-
angehörigen und der Ehrenamtlichen denken, denen es zu 
verdanken ist, dass jeden Tag in allen Teilen der Welt das 
Gute dem Bösen entgegentritt.

Die Jahre der Pandemie haben unsere Empfindung der 
Dankbarkeit für diejenigen verstärkt, die tagtäglich für 
Gesundheit und Forschung arbeiten. Aber es genügt nicht, 
eine so große kollektive Tragödie durch die Ehrung von 
Helden hinter sich zu lassen. Covid-19 hat dieses große 
Netz von Kompetenz und Solidarität auf die Probe gestellt 
und die strukturellen Grenzen der bestehenden Sozialsys-
teme aufgezeigt. Die Dankbarkeit muss daher damit ein-
hergehen, dass in jedem Land aktiv nach Strategien und 
Mitteln gesucht wird, um jedem Menschen den Zugang 
zur Behandlung und das Grundrecht auf Gesundheitsver-
sorgung zu garantieren.

»Sorge für ihn« (Lk 10,35) ist die Bitte des Samariters an 
den Gastwirt. Jesus richtet diese auch an jeden von uns 
und schließlich fordert er uns auf: »Geh und handle du 
genauso«. Wie ich in Fratelli tutti betont habe, »zeigt das 
Gleichnis auf, mit welchen Initiativen man eine Gemein-
schaft erneuern kann, ausgehend von Männern und Frau-
en, die sich der Zerbrechlichkeit der anderen annehmen. 
Sie lassen nicht zu, dass eine von Exklusion geprägte Ge-
sellschaft errichtet wird, sondern kommen dem gefallenen 
Menschen nahe, richten ihn auf und helfen ihm zu laufen, 
damit das Gute allen zukommt« (Nr. 67). In der Tat: »Wir 
sind für die Fülle geschaffen, die man nur in der Liebe er-
langt. Es ist keine mögliche Option, gleichgültig gegen-
über dem Schmerz zu leben« (Nr. 68).
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Blicken wir auch am 11. Februar 2023 auf das Heiligtum 
von Lourdes als eine Prophezeiung, eine Lehre, die der 
Kirche inmitten der Moderne anvertraut wurde. Es ist nicht 
nur das etwas wert, was funktioniert, und nicht nur der ist 
wichtig, der etwas produziert. Die kranken Menschen ste-
hen im Mittelpunkt des Gottesvolkes, das gemeinsam mit 
ihnen voranschreitet als Prophetie einer Menschheit, in der 
jeder wertvoll ist und niemand beiseitegeschoben werden 
darf.

Der Fürsprache Marias, dem Heil der Kranken, vertraue 
ich jeden von euch Kranken an; sowie euch, die ihr in der 
Familie, in der Arbeit, in der Forschung und im Ehrenamt 
Sorge für sie tragt; und euch, die ihr euch dafür einsetzt, 
persönliche, kirchliche und zivile Bande der Geschwister-
lichkeit zu knüpfen. Von Herzen sende ich euch allen mei-
nen Apostolischen Segen.

Rom, Sankt Johannes im Lateran, am 10. Januar 2023.

Franziskus

Art. 135

Botschaft des Heiligen Vaters 
für die Fastenzeit 2023

Askese in der Fastenzeit, ein synodaler Weg

Liebe Brüder und Schwestern!

Die Evangelien nach Matthäus, Markus und Lukas berich-
ten übereinstimmend von der Begebenheit der Verklärung 
Jesu. In diesem Ereignis sehen wir die Antwort des Herrn 
auf das Unverständnis, das ihm seine Jünger entgegenge-
bracht hatten. Kurz zuvor war es nämlich zu einer wirk-
lichen Auseinandersetzung zwischen dem Meister und 
Simon Petrus gekommen, nachdem dieser sich zu Jesus 
als dem Christus, dem Sohn Gottes, bekannt hatte, dann 
aber seine Ankündigung von Leiden und Kreuz zurückge-
wiesen hatte. Jesus hatte ihn scharf getadelt: »Tritt hinter 
mich, du Satan! Ein Ärgernis bist du mir, denn du hast 
nicht das im Sinn, was Gott will, sondern was die Men-
schen wollen« (Mt 16,23). Und »sechs Tage danach nahm 
Jesus Petrus, Jakobus und dessen Bruder Johannes beiseite 
und führte sie auf einen hohen Berg« (Mt 17,1).

Das Evangelium der Verklärung wird jedes Jahr am zwei-
ten Fastensonntag verkündet. Tatsächlich nimmt uns der 
Herr in dieser liturgischen Zeit beiseite, damit wir mit ihm 
kommen. Auch wenn unsere gewöhnlichen Pflichten von 
uns verlangen, an den angestammten Orten zu bleiben 
und ein manchmal langweiliges Alltagsleben mit vielen 
Wiederholungen zu führen, sind wir in der Fastenzeit ein-
geladen, gemeinsam mit Jesus „auf einen hohen Berg zu 
steigen“, um mit dem heiligen Gottesvolk eine besondere 
Erfahrung von Askese zu machen.

Die Askese in der Fastenzeit ist ein – stets von der Gnade 
beseeltes – Bestreben, unseren Mangel an Glauben und un-
seren Widerstand gegen die Nachfolge Jesu auf dem Weg 
des Kreuzes zu überwinden. Genau das, was Petrus und 
die anderen Jünger nötig hatten. Um unsere Kenntnis des 
Meisters zu vertiefen, um das Geheimnis des göttlichen 
Heils, das sich in der vollkommenen Selbsthingabe aus 
Liebe verwirklicht, voll zu verstehen und anzunehmen, 
muss man sich von ihm beiseite und in die Höhe führen 
lassen und sich von Mittelmäßigkeit und Eitelkeit befreien. 
Man muss sich auf den Weg machen, einen ansteigenden 
Weg, der Anstrengung, Opfer und Konzentration erfordert, 
so wie bei einer Bergwanderung. Diese Voraussetzungen 
sind auch wichtig für den synodalen Weg, den zu beschrei-
ten wir uns als Kirche vorgenommen haben. Es wird uns 
guttun, über diese Beziehung zwischen der Askese in der 
Fastenzeit und der synodalen Erfahrung nachzudenken.

Zu den „Exerzitien“ auf dem Berg Tabor nimmt Jesus drei 
Jünger mit, die erwählt wurden, um Zeugen eines einzig-
artigen Ereignisses zu sein. Er möchte, dass diese Erfah-
rung der Gnade nicht eine einsame, sondern eine gemein-
same ist, wie unser ganzes Glaubensleben. Jesus folgt man 
gemeinsam nach. Und gemeinsam, als pilgernde Kirche 
durch die Zeit, leben wir das Kirchenjahr und in ihm die 
Fastenzeit, indem wir gemeinsam mit denen gehen, die uns 
der Herr als Weggefährten zur Seite gestellt hat. In Analo-
gie zum Aufstieg Jesu und der Jünger auf den Berg Tabor 
können wir sagen, dass unser Weg in der Fastenzeit „syno-
dal“ ist, denn wir gehen ihn gemeinsam und auf demselben 
Weg, als Jünger des einzigen Meisters. Ja wir wissen, dass 
er selbst der Weg ist, und deshalb tut die Kirche sowohl im 
Vollzug der Liturgie wie auch der Synode nichts anderes, 
als immer tiefer und voller in das Geheimnis Christi, des 
Erlösers, einzutreten.

Und so kommen wir zum Höhepunkt. Das Evangelium 
berichtet, dass Jesus »vor ihnen verwandelt [wurde]; sein 
Gesicht leuchtete wie die Sonne und seine Kleider wurden 
weiß wie das Licht« (Mt 17,2). Das ist also der „Gipfel“, 
das Ziel des Weges. Am Ende des Aufstiegs, als sie mit 
Jesus auf dem hohen Berg stehen, wird den drei Jüngern 
die Gnade zuteil, ihn in seiner Herrlichkeit zu schauen, in 
einem übernatürlichen Licht, das nicht von außen kam, 
sondern von ihm selbst ausstrahlte. Die göttliche Schön-
heit dieses Anblicks war unvergleichlich größer als jede 
Anstrengung, die die Jünger beim Aufstieg auf den Tabor 
hätten unternehmen können. Wie bei jeder anstrengenden 
Bergwanderung muss man beim Aufstieg den Blick fest 
auf den Pfad gerichtet halten, doch das Panorama, das sich 
am Ende eröffnet, überrascht und entschädigt durch seine 
Pracht. Auch der synodale Prozess erscheint oft beschwer-
lich und manchmal könnten wir den Mut verlieren. Aber 
was uns am Ende erwartet, ist zweifellos etwas Wunderba-
res und Überraschendes, das uns helfen wird, Gottes Wil-
len und unseren Auftrag im Dienst an seinem Reich besser 
zu verstehen.
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Die Erfahrung der Jünger auf dem Berg Tabor wird noch 
weiter angereichert, als neben dem verklärten Jesus Mose 
und Elija erscheinen, die für das Gesetz beziehungsweise 
die Propheten stehen (vgl. Mt 17,3). Die Neuheit Christi 
ist die Erfüllung des alten Bundes und der Verheißungen; 
sie ist untrennbar mit der Geschichte Gottes mit seinem 
Volk verbunden und offenbart deren tiefe Bedeutung. Im 
analogen Sinn ist auch der synodale Weg in der Tradition 
der Kirche verwurzelt und gleichzeitig offen für das Neue. 
Die Tradition ist Quelle der Inspiration für die Suche nach 
neuen Wegen, wobei die gegensätzlichen Versuchungen 
der Unbeweglichkeit und des improvisierten Experimen-
tierens vermieden werden müssen.

Der asketische Weg der Fastenzeit und in ähnlicher Weise 
der synodale Weg haben beide das Ziel einer Verklärung, 
sowohl auf der persönlichen als auch auf der kirchlichen 
Ebene. Einer Verwandlung, die in beiden Fällen ihr Vor-
bild in der Verklärung Jesu findet und durch die Gnade 
seines österlichen Geheimnisses bewirkt wird. Damit sich 
eine solche Verklärung in diesem Jahr in uns verwirklicht, 
möchte ich zwei „Pfade“ vorschlagen, die wir beschreiten 
können, um gemeinsam mit Jesus aufzusteigen und mit 
ihm das Ziel zu erreichen.

Der erste bezieht sich auf die Aufforderung, die Gottva-
ter an die Jünger auf dem Tabor richtet, während sie den 
verklärten Jesus schauen. Die Stimme aus der Wolke sagt: 
»Auf ihn sollt ihr hören« (Mt 17,5). Der erste Hinweis ist 
also ganz klar: auf Jesus hören. Die Fastenzeit ist eine Zeit 
der Gnade in dem Maße, in dem wir auf ihn hören, der zu 
uns spricht. Und wie spricht er zu uns? Vor allem im Wort 
Gottes, das uns die Kirche in der Liturgie schenkt: Lassen 
wir es nicht ins Leere fallen; wenn wir nicht immer an der 
Messe teilnehmen können, so lasst uns doch Tag für Tag 
die biblischen Lesungen, auch mit Hilfe des Internets, le-
sen. Über die Heiligen Schriften hinaus spricht der Herr zu 
uns in unseren Brüdern und Schwestern, vor allem in den 
Gesichtern und Geschichten derer, die der Hilfe bedürfen. 
Aber ich möchte noch einen weiteren Aspekt hinzufügen, 
der im synodalen Prozess sehr wichtig ist: Das Hören auf 
Christus geschieht auch über das Hören auf unsere Brüder 
und Schwestern in der Kirche, jenes gegenseitige Zuhören, 
das in manchen Phasen das Hauptziel ist, das aber immer 
unverzichtbar bleibt in der Methode und im Stil einer sy-
nodalen Kirche.

Als sie die Stimme des Vaters hörten, warfen sich die Jün-
ger »mit dem Gesicht zu Boden und fürchteten sich sehr. 
Da trat Jesus zu ihnen, fasste sie an und sagte: Steht auf 
und fürchtet euch nicht! Und als sie aufblickten, sahen sie 
niemanden außer Jesus allein« (Mt 17,6-8). Hier ist der 
zweite Hinweis für diese Fastenzeit, der darin besteht, 
nicht Zuflucht in einer Religiosität zu suchen, die nur aus 
außergewöhnlichen Ereignissen, aus eindrucksvollen Er-
fahrungen besteht, weil man Angst hat, sich der Realität 
mit ihren täglichen Mühen, Nöten und Widersprüchen zu 
stellen. Das Licht, das Jesus den Jüngern zeigt, ist ein Vor-
geschmack auf die österliche Herrlichkeit, und auf diese 

geht man zu, indem man „ihm allein“ folgt. Die Fasten-
zeit ist auf Ostern ausgerichtet: Die „Exerzitien“ sind kein 
Selbstzweck, sondern bereiten uns darauf vor, das Leiden 
und das Kreuz mit Glaube, Hoffnung und Liebe zu leben, 
um zur Auferstehung zu gelangen. Auch der synodale Weg 
darf uns keine falschen Hoffnungen machen, wir seien an-
gekommen, wenn Gott uns die Gnade einiger starker Ge-
meinschaftserfahrungen schenkt. Auch dort sagt uns der 
Herr: »Steht auf und fürchtet euch nicht«. Lasst uns in die 
Ebene hinabsteigen, und möge die Gnade, die wir erfahren 
haben, uns dabei helfen, an der Synodalität im Alltagsle-
ben unserer Gemeinschaften zu arbeiten.

Liebe Brüder und Schwestern, der Heilige Geist möge uns 
in dieser Fastenzeit bei Aufstieg mit Jesus beseelen, damit 
wir seinen göttlichen Glanz erfahren und – solchermaßen 
im Glauben gestärkt – unseren Weg gemeinsam mit ihm 
fortsetzen können, der der Ruhm seines Volkes und das 
Licht aller Völker ist.

Rom, St. Johannes im Lateran, 25. Januar 2023, Fest der 
Bekehrung des heiligen Apostels Paulus.

Franziskus

Art. 136

Aufruf zur Solidarität
mit den Christen im Heiligen Land 

(Palmsonntagskollekte 2023) 

Liebe Schwestern und Brüder, 

am Palmsonntag hören wir das Evangelium vom Einzug 
Jesu in Jerusalem. Auf diesem biblischen Weg ziehen auch 
in diesem Jahr zahlreiche Christen aus dem Heiligen Land 
in einer Prozession durch die Stadt. Hoffentlich können sie 
nach den Jahren der Einschränkungen durch die Pandemie 
nun wieder von Pilgern aus aller Welt begleitet werden – 
eine Erfahrung der Solidarität, die dringend erwünscht ist.

Denn die Christen des Heiligen Landes sind eine kleine 
Minderheit. Im Westjordanland, in Gaza und sogar in Je-
rusalem nimmt ihre Zahl kontinuierlich ab. Für die Ge-
sellschaft, in der sie leben, sind sie jedoch von großer Be-
deutung. Je nach Wohnort haben Christen jüdische oder 
muslimische Nachbarn. Mit dem Judentum verbindet sie 
die gemeinsame Hebräische Bibel, mit dem Islam die ge-
meinsame orientalische Kultur. In ihrem Alltag haben sie 
deshalb die Chance, als Vermittler in der konfliktreichen 
Region zu agieren. Für sich selbst aber sehen viele Chris-
ten wenig Perspektiven. Viele träumen von einem besseren 
Leben jenseits ihrer Heimat.

Wir bitten Sie am Palmsonntag um Ihre Solidarität mit den 
Christen im Heiligen Land, damit sie für sich eine Zukunft 
sehen und bleiben. Der Deutsche Verein vom Heiligen 
Lande und das Kommissariat des Heiligen Landes der 
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Franziskaner eröffnen durch Ihre Spende den Christen vor 
Ort Chancen auf Bildung, soziale Teilhabe und ein selbst-
bestimmtes Leben. Christliche Begegnungsstätten, Schu-
len, Gemeinden und soziale Einrichtungen sorgen für neue 
Perspektiven. Sie bieten nicht nur Arbeitsplätze, sondern 
sie unterstützen auch Kinder aus sozial schwachen Fami-
lien, Menschen mit Behinderung, chronisch Kranke und 
Migranten – darunter viele Frauen. Darüber hinaus tragen 
christliche Einrichtungen vielfach zur interreligiösen Frie-
denserziehung bei.

Wir bitten Sie: Tragen Sie mit Ihrem Gebet und Ihrer 
Spende am Palmsonntag dazu bei, dass die christliche Prä-
senz im Heiligen Land erhalten bleibt. Herzlichen Dank! 

Fulda,  den 29.09.2022	

Für das Bistum Osnabrück

+ Dr. Franz-Josef Bode

Bischof  von Osnabrück

Die Kollekte, die am Palmsonntag, dem 02.04.2023, in 
allen Gottesdiensten (auch am Vorabend) gehalten wird, 
ist ausschließlich für die Unterstützung der Christen im 
Heiligen Land durch den Deutschen Verein vom Heiligen 
Lande und das Kommissariat des Heiligen Landes der 
Deutschen Franziskanerprovinz bestimmt.

Art. 137

Arbeitsvertragsrichtlinien des 
Deutschen Caritasverbandes (AVR)

Die AVR sind durch die Beschlüsse der Bundeskommis-
sion der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen 
Caritasverbandes vom 08.12.2022 geändert bzw. ergänzt 
worden.

Teil I: 		 Tarifrunde Sozial- und Erziehungsdienst      
Teil 2

Teil II:	 Anzeige- und Nachweispflichten im Abschnitt 
XIIa der Anlage 1 AVR

Teil III:	Änderungen in Anlage 7 zu den AVR 

Teil IV:	 Tarifrunde 2023 Teil I 

Teil V: 	 Ergänzung des Beschlusses der Bundeskom-
mission zu den Betreuungskräften in VG 10 
der Anlage 2 zu den AVR vom 20. Oktober 
2022 „Ergänzung der Anmerkung 148“

Teil VI: 	Kompetenzübertragung Fälligkeit der Ein-
malzahlung Anlage 33 zu den AVR

Die Beschlüsse der Bundeskommission werden in der 
Verbandszeitschrift „neue caritas“ Heft 04/2023 am 
28.02.2023 in vollem Wortlaut veröffentlicht. 

Die vorstehenden Beschlüsse werden hiermit für das Bis-
tum Osnabrück in Kraft gesetzt.
Osnabrück,  13.02.2023

+ Dr. Franz-Josef Bode
Bischof  von Osnabrück

Art. 138

Gesetz zur Änderung 
der „Zentral-KODA-Ordnung“ 
(ZAK-Ordnung-ÄnderungsG)

Artikel 1
Gremienbezeichnung

Die „Zentrale Kommission“ gemäß § 2 Abs. 1 S. 1 lit. a 
Zentral-KODA-Ordnung in der Fassung des Beschlus-
ses der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen 
Deutschlands vom 18. November 2013 (Amtsblatt vom 
19. Dezember 2013) erhält folgende neue Bezeichnung: 
„Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission (ZAK)“.

Artikel 2
Fortgeltung der Beschlüsse

1Die bisherigen Beschlüsse und Empfehlungen der Zen-
tralen Kommission bzw. der Zentral-KODA bleiben von 
den nachfolgenden Änderungen unberührt. 2Sie gelten 
nunmehr als Beschlüsse und Empfehlungen der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission bis zu einer anderslauten-
den Beschlussfassung durch diese fort.

Artikel 3
Fortgeltung der Zusammensetzung von Zentraler 

Kommission, Arbeitsrechtsausschuss, Vermittlungs-
ausschuss und der übrigen Ausschüsse

(1)	Die nach der Zentral-KODA-Ordnung in der Fassung 
des Beschlusses der Vollversammlung des Verbandes 
der Diözesen Deutschlands vom 18. November 2013 
bestehende Zentrale Kommission setzt ihre Arbeit in 
zunächst unveränderter Zusammensetzung als Zen-
trale Arbeitsrechtliche Kommission fort. 

(2)	Arbeitsrechtsausschuss, Vermittlungsausschuss und 
sonstige bestehende Ausschüsse der Zentralen Kom-
mission bzw. des Arbeitsrechtsausschusses setzen ihre 
Arbeit ebenfalls in zunächst unveränderter Zusammen-
setzung als Gremien der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission fort.

(3)	Ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ände-
rungsgesetzes erfolgen Änderungen betreffend die Zu-
sammensetzung der in den Absätzen 1 und 2 genannten 
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Gremien nach den Regelungen der ZAK-Ordnung zu 
Wahl, Bestellung und Benennung von Personen. 

Artikel 4
Änderung der „Zentral-KODA-Ordnung“ in 
„Ordnung der Zentralen Arbeitsrechtlichen 

Kommission (ZAK-Ordnung)“ 

Die „Zentral-KODA-Ordnung“, zuletzt geändert durch 
Beschluss der Vollversammlung des Verbandes der Diö-
zesen Deutschlands vom 18. November 2013 (Amtsblatt 
vom 19. Dezember 2013), wird nach Beratung und Be-
schlussfassung in der Vollversammlung des Verbandes der 
Diözesen Deutschlands am 22. November 2022 wie folgt 
geändert:

1.	 In der Präambel werden die Angabe „Artikel 7“ durch 
„Artikel 9“ ersetzt und die Wörter „im Rahmen kirch-
licher Arbeitsverhältnisse“ gestrichen. 

2.	 In § 1 wird die Überschrift „Aufgabe der Zentral- 
KODA und Geltungsbereich“ durch „Zentrale Arbeits-
rechtliche Kommission und Arbeitsrechtsausschuss“ 
ersetzt. In § 1 wird der bisherige Satz zum Absatz 1 
und die Wörter „Zentral-KODA“ werden durch „Zen-
trale Arbeitsrechtliche Kommission (ZAK)“ ersetzt. 
Vor „Diözesen“ wird der Zusatz „(Erz-)“ eingefügt.

Folgende Absätze 2 bis 4 werden angefügt: 

„(2) 	Sie wird gebildet aus Vertretern / Vertreterinnen 
der Arbeitsrechtlichen Kommissionen der (Erz-)
Diözesen und der Arbeitsrechtlichen Kommission 
des Deutschen Caritasverbandes.

(3)		 1Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission 
nimmt ihre Aufgaben als ständige Kommission 
wahr. 2Sie bedient sich zur Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben des Arbeitsrechtsausschusses (ARA).

(4) 	 Die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission und die Mitglieder des Arbeits-
rechtsausschusses sind an geltende Kirchengeset-
ze, insbesondere an die Grundordnung des kirch-
lichen Dienstes (Grundordnung) gebunden.“

3.	 Der bisherige § 2 entfällt. 

4.	 Der bisherige § 3 wird zu § 2 und wie folgt neu gefasst: 

„§ 2	Aufgaben der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kom-
mission

(1) 	Aufgabe der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 
ist die Beschlussfassung von Rechtsnormen über In-
halt, Abschluss und Beendigung von Arbeitsverhältnis-
sen mit kirchlichen Rechtsträgern im Geltungsbereich 
der Grundordnung in folgenden Angelegenheiten:

1.	 Ausfüllung von Öffnungsklauseln in staatlichen Ge-
setzen,

2.	 Fassung von Einbeziehungsabreden für Arbeitsver-
träge hinsichtlich der Loyalitätsobliegenheiten und 
Nebenpflichten gemäß der Grundordnung,

3.	 kirchenspezifische Regelungen

a)	 für die Befristung von Arbeitsverhältnissen, so-
weit nicht bereits von Nr. 1 erfasst,

b)	für den kirchlichen Arbeitszeitschutz, insbeson-
dere für den liturgischen Dienst,

c)	 für Mehrfacharbeitsverhältnisse bei verschiede-
nen Dienstgebern,

d)	für die Rechtsfolgen des Wechsels von einem 
Dienstgeber zu einem anderen Dienstgeber.

(2)	1Solange und soweit die Zentrale Arbeitsrechtliche 
Kommission von ihrer Regelungsbefugnis durch Be-
schlussfassung keinen Gebrauch gemacht hat oder 
macht, haben die anderen aufgrund Artikel 9 Grund-
ordnung errichteten Kommissionen die Befugnis zur 
Beschlussfassung über Rechtsnormen. 2Deren Rege-
lungen bleiben unangewendet, solange und soweit der 
Beschluss der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommissi-
on Gültigkeit besitzt.

(3) 	Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission kann 
den anderen nach Artikel 9 Grundordnung gebildeten 
Kommissionen nach Maßgabe des § 3 Ziff. 8 Empfeh-
lungen für die Beschlussfassung über Rechtsnormen 
geben.“

5. 	Der bisherige § 4 wird zu § 3 und wie folgt neu ge-
fasst: 

„§ 3	 Aufgaben des Arbeitsrechtsausschusses

Der Arbeitsrechtsausschuss hat im Bereich des Arbeits-
rechts folgende Aufgaben:

1.	 Informations- bzw. Meinungsaustausch zu allen Fragen 
und Auswirkungen des Arbeitsrechts, 

2.	 Koordinierung der Positionen,

3.	 Beobachtung der arbeitsrechtlichen Entwicklungen 
(Monitoring),

4.	 Erarbeitung von Beschlussvorschlägen für die Zentrale 
Arbeitsrechtliche Kommission,

5.	 Information und Beratung des Katholischen Büros in 
Berlin,

6.	 Mitwirkung gemäß der Ordnung über das Zustande-
kommen von arbeitsrechtlichen Regelungen auf der 
Ebene der DBK auf dem Gebiet des Arbeitsrechts, 

7.	 Vorbereitung der Sitzungen der Zentralen Arbeitsrecht-
lichen Kommission,

8.	 Entscheidung über die Zuweisung von Empfehlungs-
materien an die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommissi-
on.“
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6.	 Der bisherige § 5 wird zu § 4 und wie folgt neu ge-
fasst: 

„§ 4	 Zusammensetzung der Zentralen Arbeitsrechtli-
chen Kommission 

(1) 	1Der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission gehö-
ren jeweils 21 Vertreter / Vertreterinnen der Dienstge-
ber und der Dienstnehmer an. 2Zusätzlich zu den von 
den Arbeitsrechtlichen Kommissionen nach Maßgabe 
der Absätze 2 und 3 entsandten Vertretern / Vertreterin-
nen der Dienstnehmer wird eine bestimmte Anzahl von 
Mitgliedern durch tariffähige Arbeitnehmerkoalitionen 
(Gewerkschaften) entsandt. 3Das Nähere regelt § 5.

(2) 	1Für die (Erz-)Diözesen gehören der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission insgesamt 14 Vertreter / Ver-
treterinnen der Dienstgeber und 14 Vertreter / Vertre-
terinnen der Dienstnehmer nach folgendem Schlüssel 
an: 

-	 Bayern mit den (Erz-)Diözesen Augsburg, Bam-
berg, Eichstätt, München-Freising, Passau, Regens-
burg, Würzburg 

	 3 Mitglieder

-	 Nordrhein-Westfalen mit den (Erz-)Diözesen Aa-
chen, Essen, Köln, Münster, Paderborn 

	 3 Mitglieder

-	 Mittelraum mit den Diözesen Fulda, Limburg, 
Mainz, Speyer, Trier 

	 2 Mitglieder

-	 Nord-Ost mit den (Erz-)Diözesen Hamburg, Hildes-
heim, Osnabrück, Berlin, Erfurt, Dresden-Meißen, 
Görlitz, Magdeburg, Offizialatsbezirk Oldenburg 

	 4 Mitglieder

-	 Süd-West mit den (Erz-)Diözesen Freiburg und  
Rottenburg-Stuttgart 

	 2 Mitglieder.

2Die Vertreter / Vertreterinnen der Dienstgeber wer-
den von den Dienstgebervertretern/vertreterinnen der 
in den Regionen bestehenden Kommissionen nach § 1 
Abs. 2 aus ihrer Mitte gewählt, soweit in der jeweiligen 
Region nach Abs. 2 Satz 1 eine regionale Kommission 
besteht. 3In Regionen, in denen eine solche nicht be-
steht, bestellen die Generalvikare aller (Erz-)Diözesen 
der Region in gegenseitigem Einvernehmen die Ver-
treter / Vertreterinnen der Region aus dem Kreis der 
Dienstgebervertreter/vertreterinnen der in der Region 
bestehenden Kommissionen nach § 1 Abs. 2. 4Die Ver-
treter /Vertreterinnen der Dienstnehmer werden von 
Vertretern / Vertreterinnen der Dienstnehmer in den in 
der Region bestehenden Kommissionen nach Artikel 9 
Grundordnung aus ihrer Mitte gewählt. 5Das Nähere 
wird in einer von den Bischöfen der jeweiligen Region 
zu erlassenden Wahlordnung geregelt.

(3) 	Die Dienstgeber- und die Dienstnehmerseite der Ar-
beitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritas-
verbandes wählen aus ihrer Mitte jeweils sieben Ver-
treter / Vertreterinnen.

(4) 	1Wird neben den gewählten Vertretern/Vertreterinnen 
der Dienstnehmerseite auch eine bestimmte Anzahl 
von Gewerkschaftsvertretern / Gewerkschaftsvertrete-
rinnen nach § 5 entsandt, ist die Dienstgeberseite durch 
eine identische Zahl von Vertretern/Vertreterinnen zu 
erhöhen. 2Die entsprechenden Vertreter/Vertreterinnen 
werden von der Dienstgeberseite des Arbeitsrechts-
ausschusses benannt. 3Als Vertreter/Vertreterinnen 
der Dienstgeberseite kann nicht berufen werden, wer 
aufgrund der Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) 
Mitglied der Mitarbeitervertretung sein kann. 4Mit 
Ausscheiden eines Gewerkschaftsvertreters/einer Ge-
werkschaftsvertreterin scheidet auch eine/r dieser nach 
Satz 1 gewählten zusätzlichen Vertreter/Vertreterinnen 
der Dienstgeberseite aus. 5Welche Person nach Satz 1 
hiervon betroffen ist, entscheidet das Los.

(5)	Die Mitgliedschaft des einzelnen Mitglieds in der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission endet mit 
Ablauf der Amtsperiode der entsprechenden Bistums-/ 
Regional-KODA bzw. der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion des deutschen Caritasverbandes, mit Beendigung 
der Mitgliedschaft in dieser Kommission oder bei vor-
zeitigem Ausscheiden aus der Zentralen Arbeitsrechtli-
chen Kommission. 

(6) 	Die Mitgliedschaft in der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission endet auch mit rechtskräftiger Entschei-
dung des Kirchlichen Arbeitsgerichts Köln, das die 
grobe Vernachlässigung oder Verletzung der Befug-
nisse und Pflichten als Mitglied der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission festgestellt hat.

(7) 	Wenn die Mitgliedschaft nach Absatz 5 oder 6 endet, 
erfolgen Bestellung und Wahl nach Maßgabe der Be-
stimmungen in den Absätzen 2 und 3.

(8) 	1Scheidet ein Dienstgebervertreter/eine Dienstge-
bervertreterin oder ein Dienstnehmervertreter/eine 
Dienstnehmervertreterin aus der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission aus, wird das Stimmrecht 
des ausscheidenden Mitglieds bis zur Bestellung bzw. 
Wahl eines Nachfolgers/einer Nachfolgerin durch das 
nach Lebensjahren älteste anwesende Mitglied der 
jeweiligen Seite ausgeübt (gesetzliche Stimmrechts-
übertragung). 2Scheiden mehrere Vertreter/Vertreterin-
nen der jeweiligen Seite aus, so werden zunächst bis 
zu zwei Stimmen gesetzlich durch das nach Lebens-
jahren älteste Mitglied der jeweiligen Seite ausgeübt. 
3Weitere gesetzliche Stimmrechtsübertragungen wer-
den durch die nächstältesten Mitglieder der jeweiligen 
Seite ausgeübt. 4Dabei dürfen maximal zwei weitere 
Stimmen gesetzlich auf ein Mitglied übertragen wer-
den. 5Die beiden Seiten legen zu Beginn der Sitzung 
dem/der Vorsitzenden eine Liste der Personen vor, die 
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die Stimmrechte nach Satz 1 bis 5 ausüben. 6§10 Abs. 
3 S. 2 und 3 finden in den Fällen des Absatz 8 Satz 1 
bis 6 keine Anwendung. 7Die Möglichkeit der gesetz-
lichen Stimmrechtsübertragung endet spätestens neun 
Monate nach dem Ausscheiden des Mitglieds aus der 
Kommission. 8Die Frist beginnt mit dem auf das Aus-
scheiden eines Mitglieds folgenden Tag. 9Die Möglich-
keit der Ausübung eines nach § 10 Abs. 3 übertragenen 
Stimmrechts bleibt unberührt.“

7.	 Es wird folgender neuer § 5 eingefügt: 

„§ 5	 Entsandte Vertreter/Vertreterinnen der Gewerk-
schaften

(1) 	1Die in den Kommissionen nach § 4 Abs. 2 S. 3 bzw. 
§ 4 Abs. 3 vertretenen Gewerkschaften können insge-
samt bis zu drei Vertreter/Vertreterinnen in die Zentrale 
Arbeitsrechtliche Kommission entsenden. 2Stichtag für 
die Benennung ist der 1. Juli alle vier Jahre. 3Der erste 
Stichtag ist der 1. Juli 2023. 4Die Gewerkschaften tei-
len der Geschäftsführung der Zentralen Arbeitsrechtli-
chen Kommission mit, ob, wie viele und welche Ver-
treter/Vertreterinnen sie zu entsenden beabsichtigen. 
5Die Kontaktdaten der Vertreter/Vertreterinnen sind 
mitzuteilen.

(2) 	Benennt nur eine Gewerkschaft Vertreter/Vertreterin-
nen für die Kommission, kann sie alle Sitze nach Ab-
satz 1 beanspruchen.

(3) 	1Benennen mehrere Gewerkschaften Vertreter/Ver-
treterinnen für die Zentrale Arbeitsrechtliche Kom-
mission, einigen sich die mitwirkungsberechtigten 
und mitwirkungswilligen Gewerkschaften auf die 
zahlenmäßige Zusammensetzung der von der Ge-
werkschaft zu entsendenden Vertreter/Vertreterinnen. 
2Kommt eine Einigung nicht zustande, entscheidet der 
Sprecher/die Sprecherin der Dienstnehmerseite nach                              
§ 7 Abs. 1 über die Verteilung der Plätze. 3Gegen die 
Entscheidung des Sprechers/der Sprecherin der Zent-
ralen Arbeitsrechtlichen Kommission ist Klage beim 
Kirchlichen Arbeitsgericht Köln innerhalb einer Aus-
schlussfrist von zwei Wochen nach Bekanntgabe der 
Entscheidung zulässig. 4Die Frist beginnt nur zu lau-
fen, wenn die Gewerkschaften über den Rechtsbehelf, 
das Gericht, bei dem der Rechtsbehelf anzubringen ist, 
den Sitz und die einzuhaltende Frist schriftlich belehrt 
worden sind. 5Das Kirchliche Arbeitsgericht entschei-
det insbesondere auf Grund der Mitgliederzahlen, die 
ihm gegenüber glaubhaft zu machen sind. 6Die Glaub-
haftmachung der Mitgliederzahl kann insbesondere 
durch eine eidesstattliche Versicherung erfolgen, die 
ein Mitglied des Vertretungsorgans der Gewerkschaft 
vor einem Notar abgibt. 7Die endgültige Benennung 
aller Vertreter/Vertreterinnen ist der Geschäftsführung 
unverzüglich gemeinsam von allen vertretenen Ge-
werkschaften mitzuteilen.

(4) 	Die entsandten Mitglieder müssen die Gewähr dafür 
bieten, dass sie das verfassungsmäßige Selbstbestim-
mungsrecht der Kirche gem. Art. 140 Grundgesetz in 
Verbindung mit Art. 137 Abs. 3 der Weimarer Reichs-
verfassung zur Gestaltung der sozialen Ordnung ih-
res Dienstes achten und die Eigenart des kirchlichen 
Dienstes respektieren.

(5) 	Scheidet ein entsandtes Mitglied aus der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission aus oder wird es ab-
berufen, entsendet die Gewerkschaft, die durch das 
Mitglied vertreten wurde, unverzüglich ein neues Mit-
glied.

(6) 	1Kündigt eine Gewerkschaft ihre Mitarbeit in der Zen-
tralen Arbeitsrechtlichen Kommission auf, einigen 
sich die verbleibenden mitwirkungsberechtigten und 
mitwirkungswilligen Gewerkschaften darüber, wer für 
den Rest der Amtszeit die Stelle des ausscheidenden 
Mitglieds übernehmen soll. 2Kommt keine Einigung 
zustande, entscheidet der/die Sprecher/Sprecherin der 
Dienstnehmerseite, welcher verbleibenden Gewerk-
schaft, die einen Vertreter/eine Vertreterin entsenden 
will, das Nachbesetzungsrecht zusteht. 3Gegen die Ent-
scheidung des/der Vorsitzenden der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission ist Klage beim Kirchlichen 
Arbeitsgericht Köln innerhalb einer Ausschlussfrist 
von zwei Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung 
zulässig. 4Die Frist beginnt nur zu laufen, wenn die 
Gewerkschaft über den Rechtsbehelf, das Gericht, bei 
dem der Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz und die 
einzuhaltende Frist schriftlich belehrt worden ist.

(7) 	Kündigen alle Gewerkschaften ihre Mitarbeit in der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission, beginnt der 
Prozess nach Absatz 1 zum nächsten Stichtag erneut.

(8) 	Eine Entsendung entfällt, wenn die Mitgliedschaft in 
der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission von kei-
ner Gewerkschaft beansprucht wird.“

8.	 § 6 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 6	 Zusammensetzung des Arbeitsrechtsausschusses

(1) 	1Der Arbeitsrechtsausschuss besteht aus 24 stimmbe-
rechtigten Mitgliedern: Je sechs Vertretern/Vertreterin-
nen der Dienstgeber und der Dienstnehmer jeweils aus 
dem Bereich der verfassten Kirche und dem Bereich 
der Caritas, darunter dem/der Vorsitzenden und dem/
der stellvertretenden Vorsitzenden der Zentralen Ar-
beitsrechtlichen Kommission. 2Die Vertreter/Vertre-
terinnen werden von den jeweiligen Seiten aus ihrer 
Mitte gewählt. 3Es können nur Vertreter/Vertreterinnen 
gewählt werden, die Mitglieder der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission sind.

(2) 	1Darüber hinaus gehören dem Arbeitsrechtsausschuss 
als nicht stimmberechtigte Mitglieder an: 
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Je ein Vertreter/eine Vertreterin des

-	 Verbandes der Diözesen Deutschlands (VDD), 

-	 des Deutschen Caritasverbandes (DCV), 

-	 der Deutschen Ordensobernkonferenz (DOK) und

-	 des Katholischen Büros in Berlin.

2Ferner gehören dem Arbeitsrechtsausschuss als nicht 
stimmberechtigte Mitglieder drei Vertreter/Vertreterin-
nen der Bundesarbeitsgemeinschaft der Mitarbeiter-
vertretungen (BAG-MAV) an. 3Die in Satz 1 und 2 
genannten Vertreter/Vertreterinnen haben das Recht, 
Tagesordnungspunkte anzumelden.

(3) 	Scheidet ein stimmberechtigtes Mitglied des Arbeits-
rechtsausschusses aus, findet bis zur Neuwahl § 4    
Abs. 8 entsprechende Anwendung.“

9.	§ 7 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 7	Vorsitzende(r) und stellvertretende(r) Vorsitzen-
de(r)

(1) 	1Der/die Vorsitzende und der/die stellvertretende Vor-
sitzende werden von der Gesamtheit der Kommissi-
onsmitglieder in zweijährigem Wechsel gemeinsam 
geheim gewählt; dabei wird der/die Vorsitzende einmal 
aus den Reihe der Dienstgebervertreter und das andere 
Mal aus der Reihe der Dienstnehmervertreter, der/die 
stellvertretende Vorsitzende aus der jeweils anderen 
Seite gewählt. 2§ 10 Abs. 3 findet Anwendung. 3Ge-
wählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der Mitglie-
der der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission auf 
sich vereinigt. 4Kommt in zwei Wahlgängen die erfor-
derliche Mehrheit nicht zustande, so ist gewählt, wer 
in einem weiteren Wahlgang die meisten Stimmen auf 
sich vereinigt. 5Bis zur Wahl des/der Vorsitzenden und 
des/der stellvertretenden Vorsitzenden leitet das nach 
Lebensjahren älteste anwesende Mitglied die Sitzung.

(2) 	Scheidet der/die Vorsitzende oder der/die stellvertre-
tende Vorsitzende vorzeitig aus, findet für den Rest des 
Zwei-Jahres-Zeitraumes eine Nachwahl statt.

(3) 	1Der/die Vorsitzende der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission ist zugleich Vorsitzender/Vorsitzende des 
Arbeitsrechtsausschusses. 2Der/die stellvertretende Vor-                                                                                                               
sitzende der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 
ist zugleich stellvertretender Vorsitzender/stellvertre-
tende Vorsitzende des Arbeitsrechtsausschusses.“

10.	Es wird folgender neuer § 8 eingefügt: 

„§ 8	 Geschäftsführung

(1) 	Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission hat eine 
Geschäftsführung.

(2) 	1Die Geschäftsführung der Zentralen Arbeitsrecht-
lichen Kommission wird vom Verband der Diözesen 

Deutschlands bestellt. 2Im Verhinderungsfall der Ge-
schäftsführung wird die Stellvertretung durch die Ge-
schäftsstelle des Verbandes der Diözesen Deutschlands 
bestimmt.

(3) 	1Die Geschäftsführung nimmt die laufenden Geschäf-
te der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission und 
des Arbeitsrechtsausschusses wahr. 2In Zweifelsfällen 
ist ein Einvernehmen mit dem/der jeweiligen Vorsit-
zenden und dem/der jeweiligen stellvertretenden Vor-
sitzenden herzustellen. 3Kann ein Einvernehmen nicht 
hergestellt werden, entscheidet der/die jeweilige Vor-
sitzende im Benehmen mit der Geschäftsführung. 4Das 
Nähere kann in Geschäftsordnungen geregelt werden.“

11. Der bisherige § 8 wird zu § 9 und wie folgt neu 
gefasst: 

„§ 9	 Rechtsstellung der Mitglieder 

(1) 	1Die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kom-
mission führen ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt. 
2Sie sind in ihrem Amt unabhängig und an keine Wei-
sungen gebunden.

(2) 	1Für die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission, die im kirchlichen Dienst beschäftigt 
sind, steht die Wahrnehmung von Aufgaben als Mit-
glied der Kommission der arbeitsvertraglich vereinbar-
ten Tätigkeit gleich. 2Sie dürfen in der Ausübung ihres 
Amtes nicht behindert und aufgrund ihrer Tätigkeit 
weder benachteiligt noch begünstigt werden. 3Aus ih-
rer Tätigkeit dürfen ihnen keine beruflichen Nachteile 
erwachsen.“

12. Der bisherige § 11 wird zu § 10 und wie folgt neu 
gefasst: 

„§ 10	Arbeitsweise der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission

(1) 	1Die Geschäftsführung lädt im Einvernehmen mit dem/ 
der Vorsitzenden und dem/der stellvertretenden Vorsit-
zenden unter Angabe der Tagesordnung spätestens vier 
Wochen – in Eilfällen zwei Wochen – vor der Sitzung 
ein. 2Die Geschäftsführung entscheidet im Einverneh-
men mit dem/der Vorsitzenden und dem/der stellver-
tretenden Vorsitzenden über die Eilbedürftigkeit. 3Der/
die Vorsitzende entscheidet über die Tagesordnung.	
4Hat die Amtszeit des/der Vorsitzenden geendet, ohne 
dass bereits zu einer weiteren Sitzung eingeladen wur-
de, lädt die Geschäftsführung baldmöglichst zu einer 
Sitzung mit einer Tagesordnung ein, die zunächst nur 
die Wahlen vorsieht. 

(2) 	Die Geschäftsführung lädt ein

a)	 zur jährlich stattfindenden Sitzung (reguläre Sit-
zung). Die Sitzung soll im 4. Quartal eines jeden 
Kalenderjahres stattfinden.
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b)	 aus einem der folgenden Gründe (außerordentliche 
Sitzung):

-	 wenn der Arbeitsrechtsausschuss mit einer Mehr-
heit von mindestens drei Vierteln der Gesamtzahl 
seiner stimmberechtigten Mitglieder eine klä-
rungsbedürftige Thematik in Form eines Antrags 
der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 
vorlegt,

-	 wenn eine nach Artikel 9 Grundordnung gebilde-
te Kommission mit einer Mehrheit von mindes-
tens drei Vierteln der Gesamtzahl ihrer Mitglie-
der eine klärungsbedürftige Thematik in Form 
eines Antrags der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission vorlegt, 

-	 wenn Wahlen nach Maßgabe dieser Ordnung 
durchzuführen sind,

-	 1wenn eine Seite der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission einen Antrag auf Beschlussfassung 
gemäß § 2 Abs. 1 stellt. 2Liegt ein Antrag vor, 
hat der Arbeitsrechtsausschuss zunächst sechs 
Monate ab Antragseingang bei der Geschäfts-
führung Zeit, sich mit dem Antrag zu befassen. 
3Der Arbeitsrechtsausschuss kann eine Stellung-
nahme zu dem Antrag abgeben. 4Nach Ablauf der 
Sechsmonatsfrist soll innerhalb von zwei Mo-
naten eine Sitzung der Zentralen Arbeitsrecht-
lichen Kommission stattfinden, wenn nicht der 
Arbeitsrechtsausschuss mit einer Mehrheit von 
mindestens drei Vierteln der Gesamtzahl seiner 
Mitglieder eine Weiterleitung des Antrags an 
die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission ab-
lehnt. 5Findet die nächste reguläre Sitzung inner-
halb der nächsten zwei Monate nach Ablauf der 
Sechsmonatsfrist statt, ist von einer gesonderten 
Sitzung abzusehen.

-	 wenn ein Diözesanbischof oder mehrere Diöze-
sanbischöfe gegen einen Beschluss der Zentra-
len Arbeitsrechtlichen Kommission gemäß § 2     
Abs. 1 Einspruch einlegt / einlegen.

(3) 	1Ist ein Mitglied verhindert, an einer Sitzung teilzuneh-
men, so ist die Übertragung des Stimmrechtes auf ein 
anderes Mitglied derselben Seite zulässig. 2Ein Mit-
glied kann zusätzlich nicht mehr als ein übertragenes 
Stimmrecht ausüben. 3Die Übertragung des Stimm-
rechtes ist der Geschäftsführung in Textform nachzu-
weisen.

(4) 	1Eine Sitzung kann nur stattfinden, wenn auf jeder 
Seite mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend 
ist. 2Unter den Anwesenden muss sich der/die Vorsit-
zende und/oder der/die stellvertretende Vorsitzende 
befinden. 3Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 4Unbe-
schadet von Satz 3 ist die Information der nicht in der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission vertretenen 
Kommissionen und die Beratung mit diesen möglich. 

5Im Einvernehmen zwischen dem/der stellvertretenden 
Vorsitzenden und dem/der Vorsitzenden können Sach-
verständige teilnehmen. 6Diese haben kein Stimm-
recht.

(5) 	Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission gibt sich 
eine Geschäftsordnung.

(6) 	Antragsberechtigt ist jedes Mitglied der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission; die Anträge müssen 
dem/der Vorsitzenden über die Geschäftsführung in 
Textform mit Begründung vorgelegt werden.

(7) 	1Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission fasst 
Beschlüsse mit einer Mehrheit von mindestens drei 
Vierteln der Gesamtzahl ihrer Mitglieder. 2Auf Antrag 
eines Mitglieds findet eine Beschlussfassung in gehei-
mer Abstimmung statt.

(8) 	1In Eilfällen und in Angelegenheiten, für die eine 
mündliche Verhandlung entbehrlich ist, können Be-
schlüsse der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 
durch schriftliche Stimmabgabe herbeigeführt werden. 
2Der/die Vorsitzende entscheidet im Einvernehmen mit 
dem/der stellvertretenden Vorsitzenden über die Ein-
leitung dieses Verfahrens. 3Das Ergebnis der schrift-
lichen Stimmabgabe wird von der Geschäftsführung 
festgestellt und den Kommissionsmitgliedern schrift-
lich mitgeteilt.

(9) 	1Für die Bearbeitung ihrer Aufgaben kann die Zentrale 
Arbeitsrechtliche Kommission ständige oder zeitlich 
befristete Ausschüsse einsetzen. 2Diese bereiten die 
Beschlüsse der Kommission vor.

(10) 1Über die Sitzung ist ein Protokoll anzufertigen. 2Die 
Protokollführung soll grundsätzlich durch die Ge-
schäftsführung erfolgen. 3Das Protokoll wird nach Ab-
stimmung mit dem/der Vorsitzenden und dem/der stell-
vertretenden Vorsitzenden von der Protokollführung 
unterzeichnet und unverzüglich den Mitgliedern der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission zugeleitet.“

13.	Der bisherige § 12 wird zu § 11 und wie folgt neu 
gefasst: 

„§ 11	Arbeitsweise des Arbeitsrechtsausschusses

(1) 	1Der Arbeitsrechtsausschuss tritt bei Bedarf zusam-
men. 2Er tagt in der Regel drei Mal im Kalenderjahr. 
3Der Bedarf wird von dem/der Vorsitzenden im Ein-
vernehmen mit dem/der stellvertretenden Vorsitzenden 
festgestellt. 4Der Arbeitsrechtsausschuss soll nicht in 
dem Quartal tagen, in dem die reguläre Sitzung der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission stattfindet.

(2) 	1Die Geschäftsführung lädt im Einvernehmen mit dem/ 
der Vorsitzenden und dem/der stellvertretenden Vorsit-
zenden unter Angabe der Tagesordnung spätestens vier 
Wochen – in Eilfällen zwei Wochen – vor der Sitzung 
ein. 2Die Geschäftsführung entscheidet im Einverneh-
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men mit dem/der Vorsitzenden und dem/der stellver-
tretenden Vorsitzenden über die Eilbedürftigkeit. 3Der/
die Vorsitzende entscheidet über die Tagesordnung.

(3) 	1Für das Verfahren gelten § 10 Abs. 3 - 7 und 9 - 10 
sinngemäß, mit der Maßgabe, dass Sitzungen des Ar-
beitsrechtsausschusses auch stattfinden und Beschlüs-
se gemäß § 3 gefasst werden können, wenn mindestens 
sechs Mitglieder der Dienstnehmer- und sechs Mitglie-
der der Dienstgebervertreter anwesend sind, darunter 
der/die Vorsitzende und/oder der/die stellvertretende 
Vorsitzende. 2Die nicht stimmberechtigten Mitglieder 
nach § 6 Abs. 2 sind bei der Bestimmung der Anwesen-
heit und der Beschlussfähigkeit nicht zu berücksichti-
gen.

(4) 	Bei Stellungnahmen zu staatlichen Gesetzgebungsvor-
haben, die das Arbeitsrecht betreffen, soll das Katho-
lische Büro den Arbeitsrechtsausschuss angemessen 
beteiligen.“

14.	Es wird folgender neuer § 12 eingefügt: 

„§ 12	Online- und Hybridversammlungen

(1) 	1Sitzungen der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion, des Arbeitsrechtsausschusses und sonstiger Aus-
schüsse finden im Regelfall als Präsenzsitzungen statt. 
2Sie können auch als Online-Versammlungen erfolgen.

(2) 	Der/die Vorsitzende kann im Einvernehmen mit der/
dem stellvertretenden Vorsitzenden und der Geschäfts-
führung bestimmen, dass Sitzungen als Online-Ver-
sammlungen in einem nur für die teilnahmeberechtig-
ten Personen zugänglichen Chat-Raum durchgeführt 
werden. 

(3) 	1Wird zu einer Online-Versammlung eingeladen, er-
halten die teilnahmeberechtigten Personen zu diesem 
Zwecke rechtzeitig vor der Sitzung neben der Tages-
ordnung auch die Zugangsdaten. 2Sie verpflichten sich, 
die Legitimationsdaten keinem Dritten zugänglich zu 
machen. 3Mit Einwahl zur Online-Versammlung gilt 
die teilnahmeberechtigte Person als anwesend im Sin-
ne des § 10 Abs. 4 Satz 1 und 2.

(4) 	1Hybrid-Versammlungen sind nur in Ausnahmefällen 
zulässig. 2Es gelten die Absätze 2 und 3 entsprechend.

(5) 	1Während der Online- oder Hybrid-Versammlung sind 
Abstimmungen und Wahlen grundsätzlich möglich, 
soweit entsprechende technische Möglichkeiten exis-
tieren. 2Die Abstimmungen und Wahlen erfolgen unter 
Wahrung der Vorgaben dieser Ordnung und der daten-
schutzrechtlichen Vorgaben (z.B. KDG) durch Nut-
zung geeigneter technischer Mittel, wie beispielsweise 
Abstimmungssoftware.

(6) 	Im Übrigen sind die Vorschriften zu Präsenzversamm-
lungen entsprechend zu berücksichtigen.“

15.	§ 13 wird wie folgt neu gefasst: 
„§ 13 	Inkraftsetzung der Beschlüsse der Zentralen Ar-

beitsrechtlichen Kommission

(1) 	1Ein Beschluss der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kom-
mission, der den Erlass von Rechtsnormen gemäß § 2 
Abs. 1 zum Gegenstand hat, wird nach Unterzeichnung 
durch den Vorsitzenden/die Vorsitzende durch die Ge-
schäftsführung den zuständigen Diözesanbischöfen 
zur Kenntnisnahme übermittelt. 2Auf die Einspruchs-
frist nach Absatz 2 wird hingewiesen.

(2) 	Sieht sich ein Diözesanbischof nicht in der Lage, ei-
nen Beschluss in Kraft zu setzen, weil er offensichtlich 
gegen kirchenrechtliche Normen oder gegen Vorgaben 
der katholischen Glaubens- und Sittenlehre verstößt, 
so legt er innerhalb von sechs Wochen nach Zugang 
des Beschlusses beim Bischöflichen Ordinariat unter 
Angabe von Gründen Einspruch bei der Geschäfts-
führung der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 
ein; dabei können Gegenvorschläge unterbreitet wer-
den.

(3)	1Wenn bis zum Ablauf der sechswöchigen Frist kein 
Einspruch erhoben worden ist, teilt die Geschäftsfüh-
rung den Diözesanbischöfen mit, dass der Beschluss in 
den (Erz-)Diözesen in Kraft zu setzen und innerhalb ei-
ner Frist von zwei Monaten ab Zugang der Information 
in den Amtsblättern zu veröffentlichen ist. 2Hierüber 
informiert die Geschäftsführung zeitgleich den Deut-
schen Caritasverband.

(4) 	1Im Falle eines Einspruchs informiert die Geschäfts-
führung die Diözesanbischöfe über den Einspruch. 
2Die Angelegenheit wird von der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission innerhalb einer Frist von drei 
Monaten ab dem Zeitpunkt der Information über den 
Einspruch an die Diözesanbischöfe erneut beraten. 
3Fasst sie einen neuen Beschluss oder bestätigt sie ih-
ren bisherigen Beschluss, so leitet die Geschäftsfüh-
rung diesen allen Diözesanbischöfen zur Inkraftset-
zung und dem Deutschen Caritasverband zur Kenntnis 
zu. 4Der Diözesanbischof setzt den Beschluss in Kraft 
und veröffentlicht ihn innerhalb einer Frist von zwei 
Monaten ab Zugang der Information im Amtsblatt.

(5) 	Kommt ein Beschluss nach Absatz 4 Satz 3 nicht zu-
stande, so ist das Verfahren beendet.

(6) 	1Mit dem Ablauf der Inkraftsetzungsfrist des Abs. 3 
bzw. des Abs. 4 Satz 4 findet der Beschluss auch im 
Geltungsbereich der Arbeitsvertragsrichtlinien des 
Deutschen Caritasverbandes Anwendung. 2Der Be-
schluss soll zusätzlich in der Verbandszeitschrift „neue 
caritas“ veröffentlicht werden.

(7) 	Ein Beschluss der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kom-
mission, der Empfehlungen gemäß § 2 Abs. 3 zum 
Gegenstand hat, wird allen aufgrund Artikel 9 Grund-
ordnung errichteten Kommissionen zur Beratung zuge-
leitet.
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(8)	1Eine am 01.01.1998 bereits in Kraft befindliche Rege-
lung in einer diözesanen Ordnung kann vorsehen, dass 
die Beschlüsse der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kom-
mission zusätzlich von einer diözesanen oder regiona-
len Kommission unter Wahrung der Frist nach Abs. 2 
wortlautidentisch zu beschließen sind. 2Die Regelun-
gen der Absätze 1 bis 7 bleiben hiervon unberührt.“

16.	§ 14 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 und Absatz 2 werden die Wörter „Zentralen 
Kommission“ jeweils durch „Zentralen Arbeitsrecht-
lichen Kommission“ ersetzt. In Absatz 2 werden die 
Wörter „Beisitzerinnen und Beisitzern“ jeweils durch 
„Beisitzern/Beisitzerinnen“ ersetzt. Im Absatz 2 letzter 
Halbsatz werden die Wörter „Beisitzerinnen und Bei-
sitzer“ durch „Beisitzer/Beisitzerinnen“ ersetzt. Die 
Absätze 3 und 4 werden gestrichen. 

17.	§ 15 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 15 	Voraussetzungen für die Mitgliedschaft im Ver-
mittlungsausschuss

(1) 	1Die nach § 16 Abs. 1 zu wählenden Vorsitzenden des 
Vermittlungsausschusses dürfen bei keinem kirchli-
chen Rechtsträger beschäftigt sein und keinem ver-
tretungsberechtigten Leitungsorgan eines kirchlichen 
Rechtsträgers angehören. 2Sie sollen der katholischen 
Kirche angehören und über fundierte Kenntnisse und 
Erfahrungen im Arbeitsrecht verfügen. 3Sie dürfen 
nicht in der Ausübung der allen Kirchenmitgliedern 
zustehenden Rechte behindert sein und müssen die Ge-
währ dafür bieten, dass sie jederzeit für das kirchliche 
Gemeinwohl eintreten. 4Für sie gelten die Vorgaben 
der Grundordnung entsprechend.

(2) 	Für Beisitzer/Beisitzerinnen gelten Absatz 1 Satz 2     
2. Halbsatz und Satz 4 entsprechend.“

18.	§ 16 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 16 	Wahl und Amtsperiode des Vermittlungsaus-
schusses

(1) 	1Beide Seiten schlagen je eine/n Kandidaten/in für den 
Vorsitz vor. 2Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommissi-
on wählt nach einer Aussprache mit einer Mehrheit von 
mindestens drei Vierteln der Gesamtzahl ihrer Mitglie-
der die beiden Vorsitzenden gemeinsam in geheimer 
Wahl. 3Kommt in den ersten beiden Wahlgängen diese 
Mehrheit nicht zustande, reicht im dritten Wahlgang 
die einfache Mehrheit der Stimmen. 4Wird auch die-
se nicht erreicht, wählen die Vertreter/Vertreterinnen 
der Dienstgeber und der Dienstnehmer getrennt je ei-
nen Vorsitzenden/eine Vorsitzende mit mindestens der 
Mehrheit ihrer Stimmen. 5Wählt eine Seite keinen Vor-
sitzenden/keine Vorsitzende, ist nur der/die andere Vor-
sitzender/Vorsitzende des Vermittlungsausschusses.

(2) 	Jeder Beisitzer/jede Beisitzerin hat für den Fall der 
Verhinderung einen Stellvertreter/ eine Stellvertreterin.

(3) 	Jeweils drei Beisitzer/Beisitzerinnen und ihre Stellver-
treter/Stellvertreterinnen werden von den Dienstge-
bervertretern/Dienstgebervertreterinnen bzw. von den 
Dienstnehmervertretern/Dienstnehmervertreterinnen 
in der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission be-
nannt. 

(4) 	Die Abwahl eines/einer Vorsitzenden kann nach einer 
Aussprache geheim mit einer Mehrheit von drei Vier-
teln der Gesamtzahl der Mitglieder der Zentralen Ar-
beitsrechtlichen Kommission erfolgen.

(5) 	1Die Amtsperiode der Mitglieder beträgt vier Jahre. 
2Bis zur Wahl eines neuen Vermittlungsausschusses 
nimmt der bestehende Vermittlungsausschuss die Auf-
gaben wahr, jedoch nicht über die Dauer von zwölf 
Monaten über das Ende seiner Amtsperiode hinaus. 
3Wiederwahl ist zulässig. 4Das Amt eines Mitglieds 
des Vermittlungsausschusses, welches gleichzeitig 
Mitglied der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommissi-
on ist, erlischt mit seinem Ausscheiden aus dieser. 5Bei 
vorzeitigem Ausscheiden findet für den Rest der Amts-
periode eine Nachwahl statt. 6Dazu gilt das Verfahren 
nach Absatz 1 bzw. Absatz 3.“

  19. § 17 wird wie folgt geändert: 

Die Angabe „§ 2 Abs. 1“ wird durch „§ 3 Abs. 1“ und 
die Wörter „Zentralen Kommission“ werden durch 
„Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission“ ersetzt. 
Nach den Wörtern „mindestens die Hälfte der Mitglie-
der dem Beschluss zugestimmt“ wird „haben“ durch 
„hat“ ersetzt. Nach dem Wort „Vorsitzende“ werden 
die Wörter „der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion“ eingefügt. 

20. 	§ 18 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 18 	Verfahren vor dem Vermittlungsausschuss

(1) 	1Die Einladungen zu den Sitzungen des Vermittlungs-
ausschusses erfolgen auf Veranlassung der beiden 
Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses. 2Für jedes 
Vermittlungsverfahren wird jeweils zu Beginn des Ver-
fahrens einvernehmlich von den Mitgliedern festgelegt, 
welcher/welche der beiden Vorsitzenden die Sitzung 
nach pflichtgemäßem Ermessen leitet und welcher/
welche unterstützend teilnimmt. 3Kommt keine solche 
einvernehmliche Festlegung zustande, entscheidet das 
Los. 4Der/die leitende Vorsitzende kann im Benehmen 
mit dem weiteren Vorsitzenden Sachverständige hinzu-
ziehen.

(2) 	1Die beiden Vorsitzenden unterbreiten dem Vermitt-
lungsausschuss einen gemeinsamen Vermittlungsvor-
schlag. 2Der Vermittlungsausschuss entscheidet mit 
einer Mehrheit von mindestens vier Stimmen über 
den Vermittlungsvorschlag. 3Eine Stimmenthaltung ist 
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nicht zulässig. 4Bei der Abstimmung haben die beiden 
Vorsitzenden gemeinsam nur eine Stimme. 5Sollten 
beide Vorsitzende sich nicht auf einen Vermittlungs-
vorschlag einigen können, erklären sie das Verfahren 
für beendet.

(3) 	Das Vermittlungsverfahren soll spätestens zwölf Wo-
chen nach Anrufung des Vermittlungsausschusses mit 
einem Vermittlungsvorschlag oder mit der Feststellung 
abgeschlossen werden, keinen Vermittlungsvorschlag 
unterbreiten zu können.

(4) 	1Der Vermittlungsausschuss kann im Einvernehmen 
mit den beiden Vorsitzenden die Verbindung verschie-
dener Vermittlungsverfahren beschließen, wenn die 
Verfahrensgegenstände in sachlichem oder rechtli-
chem Zusammenhang stehen. 2Nach der Verbindung 
ist entsprechend Absatz 1 ein leitender Vorsitzender/
eine leitende Vorsitzende zu bestimmen, wenn kein 
solcher/keine solche nach § 18 gewählt ist.

(5) 	Das Vermittlungsverfahren ist nicht öffentlich.

(6) 	1Scheidet der/die leitende Vorsitzende während des 
Verfahrens aus dem Amt aus oder ist er/sie dauerhaft 
krankheitsbedingt oder aus anderen Gründen an der 
Wahrnehmung des Amtes verhindert, wird der/die an-
dere leitender/leitende Vorsitzender/Vorsitzende. 2Die 
dauerhafte Verhinderung ist durch den/die Vorsitzen-
den/Vorsitzende und den/die stellvertretenden/stell-
vertretende Vorsitzenden/Vorsitzende festzustellen. 
3Scheidet einer/eine der beiden Vorsitzenden aus dem 
Amt aus bzw. ist einer/eine der beiden Vorsitzenden 
dauerhaft verhindert, so hat binnen einer Frist von drei 
Monaten ab dem Zeitpunkt des Ausscheidens bzw. ab 
dem Zeitpunkt der Feststellung der dauerhaften Er-
krankung oder Verhinderung eine Neuwahl zu erfol-
gen. 4Solange ruht das Verfahren. 5Eine Neuwahl für 
den Rest der Amtsperiode findet auch dann statt, wenn 
der/die Vorsitzende im Sinne des § 16 Abs. 1 S. 4 aus 
dem Amt ausgeschieden ist oder dauerhaft verhindert 
ist.“

21.	§ 19 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 19 	Verfahren zur ersetzenden Entscheidung

(1) 	1Stimmt die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission 
im Falle des § 18 dem Vermittlungsvorschlag nicht mit 
mindestens drei Vierteln der Gesamtheit ihrer Mitglie-
der innerhalb einer Frist von zwölf Wochen zu oder 
entscheidet die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommissi-
on nicht gemäß § 10 Abs. 7 oder 8 selbst über die An-
gelegenheit, hat sich der Vermittlungsausschuss erneut 
mit der Angelegenheit zu befassen, wenn mindestens 
die Hälfte der Gesamtzahl der Mitglieder der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission dies beantragt. 2Das 
Verfahren ist nicht öffentlich.

(2) 	1Der Vermittlungsausschuss entscheidet mit einer 
Mehrheit von mindestens vier Stimmen über den Ver-

mittlungsvorschlag. 2Eine Stimmenthaltung ist nicht 
zulässig. 3Die beiden Vorsitzenden haben gemeinsam 
nur eine Stimme. 4Der Vermittlungsspruch (ersetzende 
Entscheidung) tritt an die Stelle eines Beschlusses der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission. 5Er wird 
durch die Geschäftsführung den Diözesanbischöfen 
zur Inkraftsetzung gemäß § 13 vorgelegt. 6Die Ge-
schäftsführung der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kom-
mission setzt die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommissi-
on unverzüglich über die ersetzende Entscheidung, die 
den Diözesanbischöfen zugeleitet wird, in Kenntnis.

(3) 	Das Verfahren zur ersetzenden Entscheidung soll spä-
testens acht Wochen nach erneuter Anrufung des Ver-
mittlungsausschusses mit einer ersetzenden Entschei-
dung oder mit der Feststellung abgeschlossen werden, 
dass keine ersetzende Entscheidung unterbreitet wird.“

22.	Der bisherige § 9 wird zu § 20 und wie folgt neu 
gefasst: 

„§ 20	Freistellung

1Die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion, die im kirchlichen Dienst stehen, sind zur ordnungs-
gemäßen Durchführung ihrer Aufgaben im notwendigen 
Umfang von der dienstlichen Tätigkeit freizustellen, ins-
besondere für die Teilnahme an den Sitzungen der Zen-
tralen Arbeitsrechtlichen Kommission, des Arbeitsrechts-
ausschusses und der sonstigen Ausschüsse sowie für deren 
Vorbereitung. 2Zu den Aufgaben gehört auch die Pflege 
einer angemessenen Rückbindung zu denen, die sie reprä-
sentieren. 3Die Freistellung beinhaltet den Anspruch auf 
Reduzierung der übertragenen Aufgaben.“

23.	Der bisherige § 10 wird zu § 21 wird wie folgt neu 
gefasst: 

„§ 21 	Beratung

1Den Seiten werden zur Beratung im notwendigen Um-
fang durch den Verband der Diözesen Deutschlands ent-
weder eine sachkundige Person oder die für eine Beratung 
durch Honorarkräfte erforderlichen Mittel zur Verfügung 
gestellt. 2Der Berater/die Beraterin ist nicht Mitglied der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission, kann jedoch an 
den Sitzungen der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion und deren Ausschüsse teilnehmen. 3Die Teilnahme ist 
auf einen Berater/eine Beraterin pro Seite beschränkt.“

24.	§ 22 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 22 	Kosten

(1)	1Für die Sitzungen der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission, des Arbeitsrechtsausschusses, der ande-
ren Ausschüsse sowie für die laufende Geschäftsfüh-
rung und die Beratung der Vertreter/Vertreterinnen 
der Dienstnehmer sowie der Dienstgeber im Sinne des        
§ 21 trägt der Verband der Diözesen Deutschlands im 
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erforderlichen Umfang die notwendigen Kosten für 
Raum, Geschäftsbedarf und Personalkräfte. 2Zu den 
notwendigen Kosten gehören auch die Kosten für Un-
terbringung und Verpflegung. 3Der Verband der Diöze-
sen Deutschlands trägt auch die durch die Freistellung 
gemäß § 20 dem jeweiligen kirchlichen Dienstgeber 
entstehenden Personalkosten.

(2) 	1Im Übrigen tragen für Mitglieder, die dem verfasst-
kirchlichen Bereich angehören, die jeweilige (Erz-) 
Diözese, für Mitglieder aus dem Bereich der Caritas 
der Deutsche Caritasverband die Fahrtkosten sowie 
ggf. Tagegelder. 2Für die entsandten Vertreter/Vertre-
terinnen der Gewerkschaft trägt die jeweilige Gewerk-
schaft die Fahrtkosten sowie ggf. Tagegelder.

(3) 	1Dem/der Vorsitzenden und dem/der stellvertretenden 
Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses kann eine 
Aufwandsentschädigung oder eine Vergütung gewährt 
werden. 2Die Kosten hierfür trägt der Verband der     
Diözesen Deutschlands. 3Er trägt für diese Personen 
auch die während ihrer Amtsausübung anfallenden 
notwendigen Reisekosten. 4Das Nähere kann in einer 
Entschädigungsordnung geregelt werden.“

25.	Die bisherigen §§ 20, 21 entfallen.

Artikel 5
Inkrafttreten

Dieses Änderungsgesetz tritt mit Wirkung vom 1. März 
2023 in Kraft. 

Osnabrück,  7. Februar 2023

+ Dr. Franz-Josef Bode

Bischof  von Osnabrück

Art. 139

Gesetz zur 
Änderung der „Ordnung für das Verfahren 

zur Anerkennung des Leids“
(UKA-Ordnung-ÄnderungsG)

Artikel 1
Änderung der „Ordnung für das Verfahren

zur Anerkennung des Leids“

Die „Ordnung für das Verfahren zur Anerkennung des 
Leids“ (UKA-Ordnung) vom 24. November 2020 in der 
Fassung vom 26. April 2021 (Kirchliches Amtsblatt Os-
nabrück Nr. 17 vom 02.08.2021, Seite 189 ff) wird nach 
Beratung und Beschlussfassung im Ständigen Rat am            
23.01.2023 wie folgt geändert:

1. 	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

Die Angabe zu 12. wird wie folgt neu gefasst:
„12. Widerspruch, erneute Befassung und Vorbringen 
neuer Informationen“

2. 	 Abschnitt 6 Absatz 6 wird wie folgt geändert:

Folgender Satz wird angefügt:
„Sofern eine gemeinsame Entscheidung über das Er-
gebnis der Plausibilitätsprüfung nicht herbeigeführt 
werden kann, trifft die Unabhängige Kommission für 
Anerkennungsleistungen die Plausibilitätsentschei-
dung in Gesamtsitzung gemäß Abschnitt 4 c (4).“

3. 	 Abschnitt 12 wird wie folgt neu gefasst:
„12. Widerspruch, erneute Befassung und Vorbringen 
neuer Informationen

(1) Gegen die Festsetzung der Leistungshöhe der Un-
abhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen 
nach Abschnitt 8 können die Betroffenen einmalig 
schriftlich über die Ansprechpersonen oder die zu-
ständige kirchliche Institution (beide im Folgenden 
„jeweilige Stelle“) Widerspruch einlegen. Der Wider-
spruch bedarf keiner Begründung. Für die Einlegung 
des Widerspruchs gilt eine Frist von 12 Monaten ab 
Bekanntgabe der Leistungsentscheidung durch die 
Geschäftsstelle der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen gem. Abschnitt 11 Absatz 3. 
Für bereits abgeschlossene Verfahren gilt eine Frist bis 
zum 31.03.2024.

Über den Widerspruch entscheidet die Unabhängige 
Kommission für Anerkennungsleistungen. Richtet sich 
der Widerspruch gegen eine Kammerentscheidung, so 
wird eine andere Kammer mit der Entscheidung über 
den Widerspruch befasst; die Zuständigkeit der ver-
schiedenen Kammern ist in der Geschäftsordnung der 
UKA zu regeln. Ist der Berichterstatter der angefochte-
nen Entscheidung auch Mitglied der zur Entscheidung 
über den Widerspruch berufenen Kammer, so bearbei-
tet den Widerspruch ein anderer Berichterstatter. Im 
Fall der Anfechtung einer Entscheidung des Plenums 
bearbeitet den Widerspruch ein anderer Berichterstat-
ter als in der angefochtenen Ausgangsentscheidung. 
Für das Verfahren ist ggf. gemäß den Bestimmungen in 
den Abschnitten 4c, 6 bis 9 zu verfahren.

Wollen Betroffene ihren Widerspruch begründen, 
können sie zugleich mit Einlegen des Widerspruchs 
formlos einen Antrag auf Einsicht in die dem UKA-
Berichterstatter zur Vorbereitung seines Berichts für 
die Sitzung, in der die angefochtene Entscheidung 
gefallen ist, zur Verfügung stehende Akte stellen. 
Die Geschäftsstelle der Unabhängigen Kommission 
für Anerkennungsleistungen stellt die Papierakte un-
ter Wahrung der schutzwürdigen Rechte Dritter zum 
Zweck der Akteneinsicht der jeweiligen Stelle zur Ver-
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fügung, über die der Antrag auf Akteneinsicht gestellt 
wurde. Die Einsicht des Betroffenen in die Papierakte 
erfolgt bei der jeweiligen Stelle in Anwesenheit einer 
von der jeweiligen Stelle hierfür vorgesehenen Person. 

Der Widerspruch kann innerhalb einer Frist von vier 
Wochen ab dem Datum der Einsichtnahme in die an-
geforderte Papierakte begründet werden. Er wird über 
die jeweilige Stelle an die Unabhängige Kommission 
für Anerkennungsleistungen übermittelt.

Die Geschäftsstelle unterrichtet die antragstellende 
Person, die kirchliche Institution sowie die jeweilige 
Stelle über die Widerspruchsentscheidung.

(2) Unabhängig von dem Widerspruchsrecht gemäß 
Absatz 1 steht es den Betroffenen frei, über die An-
sprechpersonen oder zuständige kirchliche Institution 
den Antrag nach Abschluss des Verfahrens mit neuen 
Informationen der Unabhängigen Kommission für An-
erkennungsleistungen zur erneuten Prüfung vorzule-
gen. In diesem Fall ist, sofern notwendig, gemäß den 
Bestimmungen in den Abschnitten 6 bis 9 zu verfah-
ren. Über das Ergebnis der Prüfung wird der Betroffene 
unterrichtet.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Änderungsgesetz tritt mit Wirkung vom 01.03. 
2023 in Kraft. 

Osnabrück,  06.02.2023

+ Dr. Franz-Josef Bode

Bischof  von Osnabrück

Art. 140

Diese Ordnung wurde vom Ständigen Rat der Deutschen 
Bischofskonferenz am 24. November 2020 beschlossen 
und berücksichtigt die letzten Änderungen, die vom Stän-
digen Rat am 23 Januar 2023 beschlossen wurden.

Ordnung für das 
Verfahren zur Anerkennung des Leids

Inhaltsübersicht

Präambel

1. 	 Begriffsbestimmungen 

2. 	 Persönlicher Anwendungsbereich 

3. 	 Sachlicher Anwendungsbereich

4. 	 Unabhängige Kommission für Anerkennungsleis-
tungen

a) 	 Mitgliedschaft
b) 	 Geschäftsstelle der Unabhängigen Kommission 

für Anerkennungsleistungen 
c)	 Arbeitsweise der Unabhängigen Kommission 

für Anerkennungsleistungen

5. 	 Antragstellung 

6. 	 Prüfung der Plausibilität

7. 	 Kriterien für die Leistungsbemessung im konkreten 
Einzelfall

8. 	 Festsetzung der Leistungshöhe bei Leistungen in 
Anerkennung des Leids

9. 	 Übernahme von Kosten für Therapie und Paarbera-
tung 

10. 	Antragstellung bei abgeschlossenen Verfahren zur 
Anerkennung des Leids 

11. 	Leistungsinformation und Auszahlung

12. 	Widerspruch, erneute Befassung und Vorbringen 
neuer Informationen

13. 	Berichtswesen

14. 	Datenschutz und Aufbewahrung

Präambel

Sexueller Missbrauch ist ein Verbrechen.1 Sexueller Miss-
brauch an Minderjährigen sowie an schutz- oder hilfebe-
dürftigen Erwachsenen – gerade wenn Kleriker, Ordens-
leute oder Beschäftigte im kirchlichen Dienst solche Taten 
begehen –, erschüttert nicht selten bei den Betroffenen und 
ihren Angehörigen sowie Nahestehenden und Hinterblie-
benen das Grundvertrauen in die Menschen und in Gott.2 
In jedem Fall besteht die Gefahr schwerer physischer und 
psychischer Schädigungen. Erlittenes Leid kann nicht un-
geschehen gemacht werden.

Im Bewusstsein dessen, in Umsetzung der Erkenntnisse 
der MHG-Studie und in Weiterentwicklung des Verfahrens 
zur Anerkennung des Leids ergeht deshalb diese Ordnung 
für das Verfahren Anerkennung des Leids, die die bisher 
geltenden Regelungen zum Verfahren zu Leistungen in 
Anerkennung zugefügten Leids ablösen.

Durch die materiellen Leistungen soll gegenüber den Be-
troffenen zum Ausdruck gebracht werden, dass die deut-
schen Bistümer Verantwortung für erlittenes Unrecht und 

1 „Sexueller Missbrauch ist ein Verbrechen“, Kardinal Reinhard 
Marx, Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz, Statement 
zur Vorstellung der Studie „Sexueller Missbrauch an Minder-
jährigen durch katholische Priester, Diakone und männliche Or-
densangehörige im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz“ 
am 25. September 2018 in Fulda.
2 Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdrücklich 
in geschlechtsspezifischen Personenbezeichnungen differenziert. 
Die gewählte Form schließt alle Geschlechter ein.
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Leid übernehmen. Die primäre Verantwortung zur Erbrin-
gung von Leistungen liegt beim Täter. Überdies gibt es 
auch eine Verantwortung der kirchlichen Institutionen über 
den einzelnen Täter hinaus. Die Leistungen in Anerken-
nung des Leids werden durch die Diözesen in Deutschland 
als freiwillige Leistungen und unabhängig von Rechtsan-
sprüchen erbracht. Dies geschieht als Zeichen der insti-
tutionellen Mitverantwortung und zur Sicherstellung von 
Leistungen an Betroffene ohne eine gerichtliche Geltend-
machung und insbesondere, wenn nach staatlichem Recht 
vorgesehene Ansprüche gegenüber dem Beschuldigten 
wegen Verjährung oder Tod nicht mehr geltend gemacht 
werden können.

Die Regelungen der „Ordnung für den Umgang mit se-
xuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hil-
febedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige 
Beschäftigte im kirchlichen Dienst“ in ihrer jeweils gel-
tenden Fassung bleiben durch diese Ordnung unberührt.

1. Begriffsbestimmungen

(1) Materielle Leistungen in Anerkennung des Leids sind 
Geldzahlungen nach Maßgabe des Abschnitts 8 dieser 
Ordnung.

(2) Kosten für Therapie und Paarberatung sind Leistungen 
nach Abschnitt 9 dieser Ordnung.

(3) Betroffene im Sinne dieser Ordnung sind Minderjähri-
ge und Personen nach Abschnitt 1 Abs. 5, zu deren Lasten 
eine Tat im Sinne von Abschnitt 3 begangen wurde.

(4) Ein kirchlicher Kontext im Sinne dieser Ordnung ist 
gegeben, wenn eine Tat im Sinne von Abschnitt 3 began-
gen wurde von Klerikern der Diözese Osnabrück oder von

- 	 Ordensangehörigen in einem Gestellungsverhältnis 
im Jurisdiktionsbereich des Diözesanbischofs

- 	 Kandidaten für das Weiheamt im Bereich der Diözese 
Osnabrück

- 	 Kirchenbeamten der Diözese Osnabrück

- 	 Mitarbeitern eines der verfassten Kirche im Bereich 
der Diözese zugehörenden Rechtsträgers

- 	 zu ihrer Berufsausbildung tätigen Personen eines der 
verfassten Kirche im Bereich der Diözese zugehören-
den Rechtsträgers

- 	 nach dem Bundesfreiwilligengesetz (BFDG) oder 
dem Jugendfreiwilligendienstgesetz (JFDG) oder 
in vergleichbaren Diensten tätigen Personen sowie 
Praktikanten eines der verfassten Kirche im Bereich 
der Diözese zugehörenden Rechtsträgers

- 	 Ehrenamtlichen im Rahmen ihrer Tätigkeit eines der 
verfassten Kirche im Bereich der Diözese zugehören-
den Rechtsträgers

im Rahmen der Erfüllung ihres dienstliches Auftrags.

(5) Schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene im Sinne 
dieser Ordnung sind Schutzbefohlene im Sinne des § 225 
Abs. 1 2. Alt. StGB3. Diesen Personen gegenüber tragen 
Beschäftigte im kirchlichen Dienst eine besondere Ver-
antwortung, entweder weil sie ihrer Fürsorge und Obhut 
anvertraut sind oder weil bei ihnen allein aufgrund ihrer 
Schutz- oder Hilfebedürftigkeit eine besondere Gefähr-
dung im Sinne dieser Ordnung besteht. Weiterhin sind 
darunter Personen zu verstehen, die einem besonderen 
Macht- und/oder Abhängigkeitsverhältnis unterworfen 
sind. Ein solches besonderes Macht- und/oder Abhängig-
keitsverhältnis kann auch im seelsorglichen Kontext gege-
ben sein oder entstehen.
(6) Ansprechpersonen sind die nach Abschnitt 4 der „Ord-
nung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minder-
jähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener 
durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen 
Dienst“ in der Diözese Osnabrück beauftragten Personen.

2. Persönlicher Anwendungsbereich
Diese Ordnung findet Anwendung auf Anträge auf mate-
rielle Leistungen in Anerkennung des erlittenen Leids von 
Betroffenen, die in der Diözese Osnabrück als Minderjäh-
rige oder schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene sexuel-
len Missbrauch im Sinne dieser Ordnung im kirchlichen 
Kontext erlitten haben.

3. Sachlicher Anwendungsbereich
Diese Ordnung berücksichtigt die Bestimmungen sowohl 
des kirchlichen als auch des staatlichen Rechts. Der Be-
griff sexueller Missbrauch im Sinne dieser Ordnung um-
fasst sowohl strafbare als auch nicht strafbare sexualbezo-
gene Handlungen und Grenzverletzungen.

Die Ordnung bezieht sich
a)	 auf Handlungen nach dem 13. Abschnitt des Besonde-

ren Teils des Strafgesetzbuches (StGB) sowie weitere 
sexualbezogene Straftaten,

b)	 auf Handlungen nach can. 1395 § 2 CIC in Verbindung 
mit Art. 6 § 1 SST4, nach can.1387 CIC in Verbindung 
mit Art. 4 § 1 n. 4 SST wie auch nach Art 4 § 1 n.            
1 SST inVerbindung mit can. 1378 § 1 CIC, soweit sie 
an Minderjährigen oder an Personen, deren Vernunft-
gebrauch habituell eingeschränkt ist, begangen wer-
den,

3 Wer eine wegen Gebrechlichkeit oder Krankheit wehrlose 
Person, die 1. seiner Fürsorge oder Obhut untersteht, 2. seinem 
Hausstand angehört, 3. von dem Fürsorgepflichtigen seiner Ge-
walt überlassen worden oder 4. ihm im Rahmen eines Dienst- 
oder Arbeitsverhältnisses untergeordnet ist, (…). (StGB § 225 
Abs. 1)
4 Papst Johannes Paul II., Motu proprio Sacramentorum sancti-
tatis tutela (SST) vom 30. April 2001. Der in diesem Schreiben 
angekündigte normative Teil liegt in seiner geltenden Form als 
Normae de gravioribus delictis vom 21. Mai 2010 vor. (Diese 
Normen werden zitiert unter Nennung des entsprechenden Arti-
kels und unter Zufügung des Kürzels für das Bezugsdokument: 
SST.)



Kirchliches Amtsblatt Osnabrück Nr. 16 vom 3. März 2023 333

c)	 auf Handlungen nach Art. 1 § 1a) des Motu proprio 
„Vos estis lux mundi“,

d)	 unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Einzel-
falls auf Handlungen unterhalb der Schwelle der Straf-
barkeit, die im pastoralen oder erzieherischen sowie im 
betreuenden, beratenden oder pflegenden Umgang mit 
Minderjährigen und schutz-oder hilfebedürftigen Er-
wachsenen eine sexualbezogene Grenzverletzung oder 
einen sonstigen sexuellen Übergriff darstellen.

4. Unabhängige Kommission für Anerkennungsleis-
tungen

Über die Höhe materieller Leistungen in Anerkennung des 
Leids entscheidet eine zentrale und unabhängige Kommis-
sion für Anerkennungsleistungen.

a)   Mitgliedschaft

(1) Der Unabhängigen Kommission für Anerkennungs-
leistungen (UKA) gehören mindestens sieben Personen 
an.

(2) Die Mitglieder der Unabhängigen Kommission sollen 
über psychiatrische/trauma-psychologische, (sozial-)pä-
dagogische, juristische, medizinische oder theologische 
Ausbildungsabschlüsse und Berufserfahrung verfügen. 
Mindestens ein Mitglied muss die Befähigung zum staat-
lichen Richteramt besitzen. Sie sollen in keinem Arbeits- 
oder Beamtenverhältnis zu einem kirchlichen Rechtsträger 
stehen oder in der Vergangenheit gestanden haben.

(3) Die Mitglieder werden durch den Vorsitzenden der 
Deutschen Bischofskonferenz im Benehmen mit der Deut-
schen Ordensobernkonferenz nach Bestätigung durch den 
Ständigen Rat der Deutschen Bischofskonferenz für die 
Amtszeit von vier Jahren ernannt. Eine Wiederernennung 
ist möglich. Die Namen der Mitglieder werden auf der 
Webseite der Deutschen Bischofskonferenz veröffentlicht.

(4) Die Mitglieder der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich 
aus. Sie erhalten eine angemessene Aufwandsentschädi-
gung, Erstattung der Reisekosten sowie Angebote zur Su-
pervision.

(5) Die Mitglieder der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen sind von Weisungen unabhängig 
und nur an diese Ordnung und ihr Gewissen gebunden. Die 
Mitglieder der Unabhängigen Kommission haben über die 
Angelegenheiten und Tatsachen, die ihnen aufgrund ihrer 
Zugehörigkeit zu diesem Gremium bekannt geworden 
sind, Stillschweigen zu bewahren. Dies gilt auch nach ih-
rem Ausscheiden aus der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen.

(6) Die Mitglieder der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen wählen mit der Mehrheit von 
Zweidritteln der Mitglieder für die jeweilige Amtszeit ein 
Mitglied zum Vorsitzenden und ein weiteres Mitglied als 
Stellvertreter.

(7) Ein Mitglied der Unabhängigen Kommission für An-
erkennungsleistungen kann jederzeit ohne Angabe von 
Gründen seine Mitgliedschaft beenden. Dies ist dem Vor-
sitzenden der Deutschen Bischofskonferenz schriftlich 
mitzuteilen.

(8) Die Mitgliedschaft in der Unabhängigen Kommission 
für Anerkennungsleistungen kann bei unüberbrückbaren 
Differenzen, die eine vertrauensvolle Zusammenarbeit 
innerhalb der Unabhängigen Kommission für Anerken-
nungsleistungen unmöglich erscheinen lassen, durch Be-
schluss der Unabhängigen Kommission beendet werden. 
Die Entscheidung hierzu muss durch eine 5/7 Mehrheit der 
Mitglieder erfolgen.

(9) Scheidet ein Mitglied während der Amtszeit vorzeitig 
aus, erfolgt eine Nachbenennung für die restliche Amts-
zeit nach Maßgabe der Bestimmungen in den Absätzen 2      
und 3.

b)   Geschäftsstelle der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen

(1) Bei der Unabhängigen Kommission für Anerkennungs-
leistungen wird eine Geschäftsstelle eingerichtet. Der Ver-
band der Diözesen Deutschlands (Körperschaft des öffent-
lichen Rechts) ist Träger der Geschäftsstelle. Diese wird 
in dem für die Aufgabenerfüllung erforderlichen Umfang 
personell, finanziell und sächlich ausgestattet.

(2) Die Kommunikation mit den kirchlichen Institutionen 
und den Ansprechpersonen erfolgt ausschließlich über die 
Geschäftsstelle.

(3) Die Geschäftsstelle unterstützt die Unabhängige Kom-
mission für Anerkennungsleistungen in enger Abstim-
mung mit dem Vorsitzenden bei der Erledigung seiner 
Aufgaben. Zu den Aufgaben der Geschäftsstelle gehören 
insbesondere:

- 	 die Vor- und Nachbereitung der Sitzungen der Unab-
hängigen Kommission,

- 	 die Entgegennahme von durch kirchliche Institutionen 
oder Ansprechpersonen übersandten Anträgen auf An-
erkennung des Leids,

- 	 die das einzelne Verfahren betreffende Kommunika-
tion mit den betroffenen kirchlichen Institutionen,

- 	 die Aufbereitung der Anträge zur Entscheidung und die 
notwendigen Maßnahmen zum Schutz der personenbe-
zogenen Daten,

- 	 die Dokumentation der Entscheidungen der Unabhän-
gigen Kommission für Anerkennungsleistungen,

- 	 die Anweisung der Auszahlung von festgelegten mate-
riellen Leistungen,

- 	 die Aufbewahrung der Anträge unter Wahrung des 
staatlichen und kirchlichen Datenschutz- und Archiv-
rechts.
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(4) Die Geschäftsstelle untersteht den fachlichen Weisun-
gen des Vorsitzenden der Unabhängigen Kommission.

(5) Die Mitarbeiter der Geschäftsstelle haben über die 
Angelegenheiten und Tatsachen, die ihnen aufgrund ihrer 
Mitarbeit bekannt geworden sind, Stillschweigen zu be-
wahren. Dies gilt auch nach ihrem Ausscheiden aus der 
Geschäftsstelle.

c)   Arbeitsweise der Unabhängigen Kommission für An-
erkennungsleistungen

(1) Die Sitzungen der Unabhängigen Kommission für An-
erkennungsleistungen sollen mindestens vierteljährlich 
stattfinden, bei Bedarf auch häufiger. Die Geschäftsstelle 
terminiert die Sitzungen in Abstimmung mit dem Vorsit-
zenden und lädt hierzu rechtzeitig ein. Ein Mitarbeiter der 
Geschäftsstelle nimmt an den Sitzungen der Unabhängi-
gen Kommission als Protokollführer ohne Stimmrecht 
teil, soweit die Unabhängige Kommission nichts anderes 
beschließt.

(2) Die Unabhängige Kommission für Anerkennungsleis-
tungen tagt nicht-öffentlich.

(3) Durch die Unabhängige Kommission für Anerken-
nungsleistungen erfolgen keine Anhörungen der Antrag-
stellenden. Eigene Recherchen führt die Unabhängige 
Kommission nicht durch. Sofern der Berichterstatter je-
doch grundlegende Fragen zu dem vorgelegten Fall hat, 
deren Beantwortung er als notwendig und maßgeblich im 
Hinblick auf die Gesamtbewertung befindet, so leitet die 
Geschäftsstelle diese Fragen an die zuständige Ansprech-
person oder kirchliche Institution weiter.

(4) Die Unabhängige Kommission für Anerkennungs-
leistungen trifft ihre Entscheidungen grundsätzlich in 
Sitzungen. Sie ist beschlussfähig, wenn mindestens fünf 
ihrer Mitglieder anwesend sind. Die Unabhängige Kom-
mission kann für grundsätzlich geklärte Fallkonstellatio-
nen einstimmige Entscheidungen durch mindestens drei 
Mitglieder in ihrer Geschäftsordnung regeln. Sie trifft ihre 
Entscheidungen durch Beschluss, wobei Einstimmigkeit 
angestrebt wird. Ist Einstimmigkeit nicht erreichbar, wer-
den die Entscheidungen mit einfacher Mehrheit getroffen. 
Bei Stimmgleichheit entscheidet der Vorsitzende. Enthal-
tungen werden als nicht abgegebene Stimme gewertet.

(5) Wenn alle Mitglieder der Unabhängigen Kommission 
für Anerkennungsleistungen einverstanden sind, können 
Sitzungen auch als Telefon- oder Videokonferenzen statt-
finden; Beschlüsse sind unverzüglich zu dokumentieren.

(6) Der Vorsitzende der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen bestimmt für jeden zu bearbei-
tenden Antrag ein Mitglied als Berichterstatter.

(7) Die Mitglieder erhalten Einsicht in die Unterlagen.

(8) Zur Organisation der Arbeit und zur Bestimmung der 
Zusammenarbeit mit der Geschäftsstelle kann sich die Un-

abhängige Kommission für Anerkennungsleistungen eine 
Geschäftsordnung geben.

5. Antragstellung

(1) Personen, die angeben, als Minderjährige oder schutz- 
und hilfebedürftige Erwachsene sexuellen Missbrauch im 
Sinne dieser Ordnung im kirchlichen Kontext erlitten zu 
haben, können einen Antrag auf materielle Leistungen in 
Anerkennung des Leids und/oder Übernahme von Kosten 
für Therapie oder Paarberatung stellen.

(2) Für die Entgegennahme von Anträgen auf materiel-
le Leistungen gemäß dieser Ordnung sind in aller Regel 
die Ansprechpersonen der betroffenen kirchlichen Insti-
tutionen, in dessen Dienst der Beschuldigte zum Tatzeit-
punkt beschäftigt war, zuständig, die den Antragstellern, 
sofern von diesen gewünscht, auch Hilfestellung bei der 
Antragstellung leisten. Es sind die von der Deutschen Bi-
schofskonferenz und der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen vorgesehenen Formulare zu ver-
wenden. Die Richtigkeit aller Angaben ist an Eides statt 
zu versichern.

(3) Der Antrag kann ausnahmsweise auch unmittelbar an 
die Unabhängige Kommission für Anerkennungsleistun-
gen übermittelt werden, wenn die verantwortliche kirch-
liche Trägerinstitution nicht mehr existiert und es keinen 
Rechtsnachfolger gibt. Die Geschäftsstelle der Unabhän-
gigen Kommission koordiniert in diesem Fall die weitere 
Bearbeitung und Prüfung der Plausibilität. Sofern Anträge 
direkt an die Unabhängige Kommission gestellt werden 
und die verantwortliche kirchliche Institution noch exis-
tiert oder es einen Rechtsnachfolger gibt, leitet die Ge-
schäftsstelle diese an die zuständige kirchliche Institution 
weiter.

(4) Im Falle eines laufenden staatsanwaltschaftlichen Er-
mittlungsverfahrens soll die Bearbeitung des Antrags so-
lange ruhen, bis in Abstimmung mit den Ermittlungsbe-
hörden eine Anhörung des Beschuldigten im Rahmen der 
Plausibilitätsprüfung ohne Beeinträchtigung der staatsan-
waltlichen Ermittlungen möglich ist.

6. Prüfung der Plausibilität

(1) Die Ansprechpersonen prüfen mit der vom Antrag be-
troffenen kirchlichen Institution die Plausibilität der von 
der antragstellenden Person erhobenen Beschuldigungen. 
Die Plausibilität einer Tatschilderung, beispielsweise zu 
Beschuldigtem, Tatort, Tatzeit und Tathergang, als Voraus-
setzung für den Erhalt von materiellen Leistungen ist dann 
gegeben, wenn sie objektiven Tatsachen nicht widerspricht 
und im Übrigen bei Würdigung aller Umstände eine über-
wiegende Wahrscheinlichkeit für ihre Richtigkeit spricht.

(2) Einer Plausibitätsprüfung bedarf es nicht, wenn die 
geschilderte Tat bereits durch ein kirchliches oder staat-
liches Strafverfahren rechtskräftig festgestellt wurde oder 
im Rahmen einer kirchlichen Voruntersuchung oder eines 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahrens in objek-
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tiver Hinsicht tatbestandlich festgestellt wurde, aber auf-
grund von Verfolgungsverjährung eingestellt wurde.

(3) Nach Abschluss der Plausbilitätsprüfung wird der ori-
ginale und vollständige Antrag von den Ansprechpersonen 
oder der kirchlichen Institution an die Geschäftsstelle der 
Unabhängigen Kommission weitergeleitet. Dem Antrag ist 
ein Votum zur Plausibilität beizufügen, das durch die An-
sprechperson und die kirchliche Institution erstellt wurde.

(4) Die Geschäftsstelle prüft die Angaben zur Plausibili-
tätsprüfung. Sie prüft auch, ob die antragsstellende Person 
bereits einen Antrag auf Anerkennung des Leids gestellt 
hat. Liegen der Geschäftsstelle relevante Informationen 
vor, die der Ansprechperson oder kirchlichen Institution 
offensichtlich nicht bekannt waren, übermittelt sie diese, 
soweit rechtlich zulässig, an die kirchliche Institution. Die 
Ansprechperson und die kirchliche Institution können auf 
dieser Grundlage ihr Votum überarbeiten.

(5) Bei unklaren oder unvollständigen Angaben zur Plau-
sibilitätsprüfung stellt die Geschäftsstelle Rückfragen an 
die den Antrag betreffende Ansprechperson oder kirchli-
che Institution. In diesem Fall sollen diese innerhalb von 
vier Wochen ihre Angaben präzisieren, vervollständigen 
oder dokumentieren, warum keine weiteren Angaben 
möglich sind. Der Vorgang wird durch die Geschäftsstelle 
dokumentiert.

(6) Kommt die Geschäftsstelle gemeinsam mit dem Vor-
sitzenden der Unabhängigen Kommission für Anerken-
nungsleistungen zu dem Ergebnis, dass das Votum zur 
Plausibilität nicht nachvollziehbar ist, nimmt die Ge-
schäftsstelle Kontakt zur Ansprechperson oder kirchlichen 
Institution auf und übermittelt die Begründung. Die An-
sprechperson oder kirchliche Institution können hierzu in-
nerhalb von vier Wochen Stellung nehmen. Anschließend 
ist zwischen der kirchlichen Institution und dem Vorsit-
zenden  der  Unabhängigen  Kommission  für  Anerken-
nungsleistungen eine gemeinsame Entscheidung über das 
Ergebnis der Plausibilitätsprüfung herbeizuführen. Sofern 
eine gemeinsame Entscheidung über das Ergebnis der 
Plausibilitätsprüfung nicht herbeigeführt werden kann, 
trifft die Unabhängige Kommission für Anerkennungsleis-
tungen die Plausibilitätsentscheidung in Gesamtsitzung 
gemäß Abschnitt 4 c (4).

(7) Sofern die Plausibilität abschließend verneint wur-
de, erfolgt eine Information über diese Entscheidung an 
die Ansprechperson und die kirchliche Institution. Diese 
wiederum informieren den Antragssteller. In diesem Fall 
endet die Befassung durch die Unabhängige Kommission 
für Anerkennungsleistungen und der Antrag wird bei der 
Geschäftsstelle gemäß Abschnitt 14 verwahrt.

(8) Sofern die Plausibilität bejaht wurde, ist gemäß Ab-
schnitt 8 zu verfahren.

7. Kriterien für die Leistungsbemessung im konkreten 
Einzelfall

Orientierungspunkte für die Höhe der materiellen Leis-
tung können insbesondere sein:

- 	 die Häufigkeit des Missbrauchs,

- 	 das Alter des Betroffenen zum Zeitpunkt des Miss-
brauchs,

- 	 die Zeitspanne in Fällen fortgesetzten Missbrauchs,

- 	 die Anzahl der Täter,

- 	 die Art der Tat,

- 	 die Anwendung oder die Androhung von körperlicher 
Gewalt beim sexuellen Missbrauch,

- 	 der Einsatz von Alkohol, Drogen oder Waffen,

- 	 ein bestehendes Abhängigkeitsverhältnis und Kon-
trolle (zum Beispiel: Heim, Internat) zum Zeitpunkt 
der Tat,

- 	 die Ausnutzung der besonderen Hilfsbedürftigkeit des 
Betroffenen,

- 	 der Ort des Missbrauchs (zum Beispiel: sakraler Kon-
text),

- 	 die Art der körperlichen und seelischen Beeinträchti-
gungen sowie weitere Folgen für den Betroffenen,

- 	 die Ausnutzung eines besonderen Vertrauensverhält-
nisses im kirchlichen Bereich,

- 	 das Verhalten des Beschuldigten nach der Tat,

- 	 ein institutionelles Versagen durch kirchliche Verant-
wortungsträger, sofern es ursächlich oder mitursäch-
lich für den Missbrauch war oder diesen begünstigt 
oder nicht verhindert hat.

8. Festsetzung der Leistungshöhe bei Leistungen in An-
erkennung des Leids

(1) Die Leistungshöhe im Einzelfall wird durch die Un-
abhängige Kommission für Anerkennungsleistungen auf 
der Grundlage des von der Deutschen Bischofskonferenz 
beschlossenen finanziellen Zahlungsrahmens, der sich am 
oberen Bereich der durch staatliche Gerichte in vergleich-
baren Fällen zuerkannten Schmerzensgelder orientiert, 
festgelegt. Dieser Zahlungsrahmen sieht Leistungen bis 
50.000 Euro vor.

(2) Die Leistungen werden grundsätzlich als Einmalzah-
lungen ausgezahlt. Dabei kann in begründeten Einzelfäl-
len auch eine Leistungsauszahlung in monatlichen oder 
jährlichen Raten erfolgen, wenn dies aus bestätigter the-
rapeutischer Sicht im Interesse des Betroffenen angezeigt 
ist oder der Betroffene dies wünscht. Eine zusätzlich bean-
tragte Erstattung von Kosten für Therapie und/oder Paar-
beratung bleibt davon unberührt.
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(3) In Ausnahmen können in besonders schweren Härtefäl-
len höhere Leistungen oder anderweitige Unterstützungen 
durch die Unabhängige Kommission für Anerkennungs-
leistungen mit Zustimmung der kirchlichen Institution 
festgelegt werden.

9. Übernahme von Kosten für Therapie und Paarbe-
ratung

(1) Die Prüfung der Voraussetzungen einer Kostenerstat-
tung, die Leistungsfestsetzung und Auszahlung der Kos-
ten für Therapie und Paarberatung erfolgt unmittelbar und 
selbstständig durch die betroffene kirchliche Institution.

(2) Auf der Grundlage eines von einem approbierten Psy-
chotherapeuten vorgelegten Behandlungsplans werden 
Behandlungskosten (max. 50 Sitzungen) bis zur Höhe des 
Stundensatzes erstattet, der bei einer verhaltenstherapeu-
tischen Behandlung entsprechend der Gebührenordnung 
für Psychotherapeuten (GOP) gezahlt wird, sofern die 
Krankenkasse oder ein anderer Kostenträger diese nicht 
übernimmt. Die Psychotherapeuten können eine Kosten-
übernahmezusage erhalten. Gegen Vorlage der von Psy-
chotherapeut und Patient abgezeichneten Rechnung wer-
den die Kosten erstattet.

(3) Auf der Grundlage des von einem Paarberater, der 
Psychologe oder Psychotherapeut sein muss, vorgelegten 
Behandlungsplans werden 25 Sitzungen für einen Stun-
densatz in Höhe von max. 125 Euro übernommen. Der 
Paarberater kann eine Kostenübernahmezusage erhalten. 
Gegen Vorlage der von dem Paarberater und den Klienten 
abgezeichneten Rechnung werden die Kosten erstattet.

(4) Darüber hinaus beteiligt sich die Deutsche Bischofs-
konferenz – vorerst bis zum 31. Dezember 2023 – am 
Ergänzenden Hilfesystem (EHS) für Betroffene sexuellen 
Missbrauchs, durch das Betroffene Unterstützung und Lin-
derung von Folgewirkungen erhalten können, wenn Leis-
tungen nicht von bestehenden Hilfesystemen übernommen 
werden. Die Anträge sind über die Geschäftsstelle des 
Fonds Sexueller Missbrauch zu stellen.

10. Antragstellung bei abgeschlossenen Verfahren zur 
Anerkennung des Leids

(1) Auch Personen, die bereits vor dem 1. Januar 2021 
Leistungen in Anerkennung des Leids erhalten haben, sind 
antragsberechtigt. Die Anträge sind mit dem dafür vorge-
sehenen Formular in der Regel bei den Ansprechpersonen 
der zuständigen kirchlichen Institution zu stellen.

(2) In aller Regel verzichtet die kirchliche Institution 
zugunsten des Betroffenen auf eine erneute Prüfung der 
Plausibilität. Sofern nach Einschätzung der kirchlichen 
Institution eine erneute Prüfung der Plausibilität notwen-
dig ist, sollen die zu erhebenden Informationen möglichst 
durch Auswertung der bestehenden Akten eingeholt wer-
den. Auf erneute Gespräche mit dem Betroffenen sowie 
alle Handlungen, die eine Retraumatisierung herbeiführen 
können, ist nach Möglichkeit zu verzichten.

(3) Die kirchliche Institution bestätigt anschließend das 
bereits durchgeführte Verfahren zur Anerkennung des 
Leids, vermerkt die Höhe der bereits ausgezahlten Leis-
tungen an den Betroffenen und leitet den Antrag nebst dem 
Votum über die ggf. durchgeführte Plausibilitätsprüfung 
an die Geschäftsstelle der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen weiter.

(4) Die Unabhängige Kommission für Anerkennungsleis-
tungen bestimmt die neue Leistungshöhe unter Berück-
sichtigung der ergangenen Empfehlung der Zentralen Ko-
ordinierungsstelle im bis zum 31. Dezember 2020 gültigen 
Verfahren zur Anerkennung des Leids.

(5) Bereits ausgezahlte finanzielle Leistungen durch eine 
kirchliche Institution oder den Beschuldigten werden auf 
die festgelegte materielle Leistung angerechnet. Dies gilt 
nicht für Zahlungen im Zusammenhang mit einer Therapie 
wegen des durch einen sexuellen Missbrauch verursachten 
Leids.

11. Leistungsinformation und Auszahlung

(1) Alle Leistungen sind freiwillige Leistungen der kirch-
lichen Institutionen in Anerkennung des erlittenen Leids 
ohne Anerkennung einer Rechtspflicht.

(2) Die Geschäftsstelle unterrichtet die zuständige kirch-
liche Institution sowie die zuständige Ansprechperson 
schriftlich über die festgelegte Leistungshöhe.

(3) Die Geschäftsstelle unterrichtet die antragstellende 
Person anschließend schriftlich über die festgelegte Leis-
tungshöhe und weist auf die Freiwilligkeit der Leistung 
nach Absatz 1 hin.

(4) Die Auszahlung erfolgt anschließend durch die Ge-
schäftsstelle der Unabhängigen Kommission für Anerken-
nungsleistungen. Die kirchliche Institution stellt die not-
wendigen finanziellen Mittel zur Verfügung.

12. Widerspruch, erneute Befassung und Vorbringen 
neuer Informationen

(1) Gegen die Festsetzung der Leistungshöhe der Unab-
hängigen Kommission für Anerkennungsleistungen nach 
Abschnitt 8 können die Betroffenen einmalig schriftlich 
über die Ansprechpersonen oder die zuständige kirchliche 
Institution (beide im Folgenden „jeweilige Stelle“) Wider-
spruch einlegen. Der Widerspruch bedarf keiner Begrün-
dung. Für die Einlegung des Widerspruchs gilt eine Frist 
von 12 Monaten ab Bekanntgabe der Leistungsentschei-
dung durch die Geschäftsstelle der Unabhängigen Kom-
mission für Anerkennungsleistungen gem. Abschnitt 11 
Absatz 3. Für bereits abgeschlossene Verfahren gilt eine 
Frist bis zum 31.03.2024.

Über den Widerspruch entscheidet die Unabhängige 
Kommission für Anerkennungsleistungen. Richtet sich 
der Widerspruch gegen eine Kammerentscheidung, so 
wird eine andere Kammer mit der Entscheidung über den 
Widerspruch befasst; die Zuständigkeit der verschiedenen 
Kammern ist in der Geschäftsordnung der UKA zu regeln. 
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Ist der Berichterstatter der angefochtenen Entscheidung 
auch Mitglied der zur Entscheidung über den Widerspruch 
berufenen Kammer, so bearbeitet den Widerspruch ein 
anderer Berichterstatter. Im Fall der Anfechtung einer 
Entscheidung des Plenums bearbeitet den Widerspruch 
ein anderer Berichterstatter als in der angefochtenen Aus-
gangsentscheidung. Für das Verfahren ist ggf. gemäß den 
Bestimmungen in den Abschnitten 4c, 6 bis 9 zu verfahren.

Wollen Betroffene ihren Widerspruch begründen, können 
sie zugleich mit Einlegen des Widerspruchs formlos einen 
Antrag auf Einsicht in die dem UKA-Berichterstatter zur 
Vorbereitung seines Berichts für die Sitzung, in der die an-
gefochtene Entscheidung gefallen ist, zur Verfügung ste-
hende Akte stellen. Die Geschäftsstelle der Unabhängigen 
Kommission für Anerkennungsleistungen stellt die Pa-
pierakte unter Wahrung der schutzwürdigen Rechte Drit-
ter zum Zweck der Akteneinsicht der jeweiligen Stelle zur 
Verfügung, über die der Antrag auf Akteneinsicht gestellt 
wurde. Die Einsicht des Betroffenen in die Papierakte er-
folgt bei der jeweiligen Stelle in Anwesenheit einer von 
der jeweiligen Stelle hierfür vorgesehenen Person.

Der Widerspruch kann innerhalb einer Frist von vier 
Wochen ab dem Datum der Einsichtnahme in die ange-
forderte Papierakte begründet werden. Er wird über die 
jeweilige Stelle an die Unabhängige Kommission für An-
erkennungsleistungen übermittelt.

Die Geschäftsstelle unterrichtet die antragstellende Per-
son, die kirchliche Institution sowie die jeweilige Stelle 
über die Widerspruchsentscheidung.

(2) Unabhängig von dem Widerspruchsrecht gemäß Ab-
satz 1 steht es den Betroffenen frei, über die Ansprech-
personen oder zuständige kirchliche Institution den Antrag 
nach Abschluss des Verfahrens mit neuen Informationen 
der Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleis-
tungen zur erneuten Prüfung vorzulegen. In diesem Fall 
ist, sofern notwendig, gemäß den Bestimmungen in den 
Abschnitten 6 bis 9 zu verfahren. Über das Ergebnis der 
Prüfung wird der Betroffene unterrichtet.

13. Berichtswesen

Die Geschäftsstelle erstellt in Abstimmung mit dem Vor-
sitzenden der Unabhängigen Kommission für Anerken-
nungsleistungen jährlich einen schriftlichen Tätigkeitsbe-
richt. Der Bericht wird veröffentlicht.

14. Datenschutz und Aufbewahrung

(1) Soweit diese Ordnung auf personenbezogene Daten 
einschließlich deren Verarbeitung anzuwenden ist, geht 
sie den Vorschriften des Gesetzes über den Kirchlichen 
Datenschutz (KDG) sowie der Anordnung über die Siche-
rung und Nutzung der Archive der katholischen Kirche 
(Kirchliche Archivordnung – KAO) vor, sofern sie deren 
Datenschutzniveau nicht unterschreitet. Im Übrigen gelten 
das KDG, die zu seiner Durchführung erlassene Ordnung 
(KDG-DVO) sowie die Kirchliche Archivordnung (KAO).

(2) Die personenbezogenen Daten der Betroffenen aus An-
trägen auf Anerkennung des Leids dürfen nur verarbeitet 
werden, sofern die Betroffenen jeweils ihre schriftliche 
Einwilligung in die Verarbeitung personenbezogener und 
besonderer Kategorien personenbezogener Daten zum 
Zwecke der Antragsbearbeitung und der Erfüllung der 
Aufgaben der Unabhängigen Kommission für Anerken-
nungsleistungen ausdrücklich erteilt haben.

Osnabrück,  06.02.2023

+ Dr. Franz-Josef Bode

Bischof  von Osnabrück

Art. 141

Projekt zur Unterstützung von Leitungs- 
verantwortlichen und Einrichtungsträgern 

bei der Anwendung der neuen 
Grundordnung des kirchlichen Dienstes

Osnabrück, im Februar 2023

Sehr geehrte Damen und Herren,

zum 1. Januar 2023 habe ich die neue „Grundordnung des 
kirchlichen Dienstes“ (GO) in Kraft gesetzt. Sie enthält 
wesentliche Veränderungen im Vergleich zur vorhergehen-
den Fassung. Sollten bisher vor allem die Mitarbeitenden 
über die Erfüllung der sogenannten Loyalitätsobliegenhei-
ten den kirchlichen Charakter der Einrichtung garantieren, 
kommt diese Verantwortung nun „zuallererst dem Dienst-
geber zu. Er hat dafür Sorge zu tragen, dass alle Mitar-
beitenden ihren besonderen Auftrag glaubwürdig erfüllen 
können.“ (GO Art.3, Abs.3) 

Ich weiß, dass diese glaubwürdige Arbeit in den kirchli-
chen Einrichtungen unseres Bistums seit langem geleis-
tet wird aus tiefer Überzeugung und in einem guten, den 
Menschen zugewandten Geist. Das gilt gleichermaßen für 
die Einrichtungen der Caritas, die Schulen, die Bildungs-
häuser, die Kindertagesstätten und all die anderen Orte, an 
denen Menschen im Dienst der Kirche tätig sind.

Und doch verändert die neue Grundordnung manche An-
forderungen. Darum habe ich ein Projekt in Auftrag gege-
ben, das für die Leitungsverantwortlichen und die Träger 
einen unterstützenden Rahmen erarbeiten soll, um in den 
unterschiedlichen Arbeitsfeldern Konzepte dafür zu schaf-
fen, wie die Grundordnung umgesetzt und das christliche 
Profil gestärkt werden kann. Dabei wird es in einem ersten 
Schritt vor allem darum gehen, die vielen guten Erfahrun-
gen und Beispiele zu sammeln, die es bereits gibt. 

Dieses auf ein Jahr angelegte Projekt mit dem Namen „Aus 
gutem Grund – mit christlichem Profil. Unterstützung zur 
Anwendung der Grundordnung des kirchlichen Dienstes“ 
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startet im April. Die Leitung hat Herr Roland Knillmann, 
der beim Diözesancaritasverband unter anderem für die 
christliche Profilbildung zuständig ist. Im Projekt selbst 
wird Frau Theresa Overhoff tätig sein, die aus der Eltern-
zeit kommt und zuletzt als Dekanatsjugendreferentin im 
Dekanat Emsland-Mitte gearbeitet hat. 

Um erfolgreich sein zu können, ist das Projekt auf die Un-
terstützung aller angewiesen, die Verantwortung tragen in 
den kirchlichen Einrichtungen. Ich bitte Sie daher herz-
lich, mitzuwirken und mitzugestalten. Wie die Mitwirkung 
im Einzelnen geschehen kann, wird beizeiten nach Pro-
jektbeginn bekannt gegeben. Weitere Infos zu „Aus gutem 
Grund – mit christlichem Profil“ finden Sie im Internet 
unter bistum.net/grundordnung 

Mit besten Grüßen

+ Dr. Franz-Josef Bode

Bischof  von Osnabrück

Art. 142

Besetzung der Einigungsstelle für
Mitarbeitervertretungsangelegenheiten

im Bistum Osnabrück

Gemäß §§ 40 ff. der Mitarbeitervertretungsordnung für die 
Diözese Osnabrück (MAVO) ist die Besetzung der MAVO 
Einigungsstelle erfolgt. Die Amtszeit beginnt am 1. De-
zember 2022 mit der Bestellung des Vorsitzenden und der 
stellvertretenden Vorsitzenden und beträgt 5 Jahre. 

Die MAVO Einigungsstelle setzt sich nach Ausscheiden 
von Frau Feimann (Bildungsstätte Haus Ohrbeck e. V.) mit 
Wirkung zum 31. Dezember 2022 wie folgt zusammen:

Vorsitzender: 
Herr Dr. Peter Jacob
Kollegienwall 3-4
49074 Osnabrück

Stellv. Vorsitzende: 
Frau Justine Sandkämper
Fasanenweg 30
49638 Nortrup

Vom Generalvikar bestellte Listenbeisitzer:

Frau Franziska Birke-Bugiel
Bildungsstätte Haus Ohrbeck e. V.
Am Boberg 10
49124 Georgsmarienhütte

Herr Marcus Drees
Caritasverband für die Diözese Osnabrück e. V.
Knappsbrink 58
49080 Osnabrück

Herr Günter Sandfort
Caritasverband für die Diözese Osnabrück e. V.
Knappsbrink 58
49080 Osnabrück

Von der Diözesanen Arbeitsgemeinschaft der 
Mitarbeitervertretungen in der Diözese Osnabrück 
bestellte Listen-Beisitzer:

Frau Dr. Dorothee Imsieke
Caritasverband für die Diözese Osnabrück e. V.
Knappsbrink 58
49080 Osnabrück

Frau Anita Tallen-Gels
St. Vitus Werk GmbH, Meppen
Zeisstraße 5 
49716 Meppen

Herr Laurentius Uhlenkamp
Krankenhaus St. Raphael 
Bremer Str. 31
49179 Ostercappeln

Geschäftsstelle der Einigungsstelle für 
Mitarbeitervertretungsangelegenheiten: 
Bischöfliches Generalvikariat Osnabrück
Stabsabteilung Recht und Revision
Referat Recht 
Domhof 2
49074 Osnabrück
E-Mail: rechtundrevision@bistum-os.de

Osnabrück,  08.02.2023

Das Bischöfliche Generalvikariat

Art.  143

Jahrestag der Wahl unseres Heiligen Vaters

Am 13. März d. J. jährt sich zum zehnten Mal der Tag der 
Wahl und am 19. März der Tag der feierlichen Amtsein-
führung unseres Heiligen Vaters, Papst Franziskus.

Die Seelsorger werden gebeten, auf diese Gedenktage hin-
zuweisen und die Gläubigen zum Gebet für den Heiligen 
Vater einzuladen. Wo besondere Feiern stattfinden, kann 
die Messe zum Jahrestag der Papstwahl genommen wer-
den. In allen heiligen Messen, besonders bei den Fürbit-
ten, soll des Heiligen Vaters und seiner Anliegen gedacht 
werden.

Osnabrück,  15. Februar 2023

Das Bischöfliche Generalvikariat
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Art. 144 

Weisung zur kirchlichen Bußpraxis

Umkehr zum Leben

I. Die österliche Bußzeit als Zeit der inneren Erneue-
rung: aus der Taufe leben

Es ist nicht leicht, in kurze Worte zu fassen, was die Kir-
che meint, wenn sie von „Buße“ spricht. Eine Frau hat 
es einmal so gesagt: „Neulich war ich in unserem Wohn-
zimmer beschäftigt. Plötzlich fiel mir auf, dass an einer 
ganz bestimmten Stelle des Raumes das Licht so durch die 
Fensterscheibe fiel, dass es sich in den Regenbogenfar-
ben brach. Ich versuchte, diesen Punkt festzumachen, und 
ich stellte fest, dass das Phänomen wirklich nur an einem 
ganz bestimmten Ort auftrat. Sobald ich mich vor- oder 
zurückbeugte, war es verschwunden. Da ging mir auf, was 
Buße und Umkehr bedeutet: sich auf die Suche nach je-
nem Punkt zu machen, an dem das Leben zu leuchten und 
in allen Farben zu strahlen anfängt. “In der Taufe haben 
wir diesen „Punkt“ gefunden und gefeiert. Aber es ist nicht 
leicht, dabei zu bleiben. Deshalb gibt uns die Kirche vom 
Evangelium her und aus ihrem reichen Erfahrungsschatz 
Mittel an die Hand, die uns helfen können, dass unser Le-
ben wieder „stimmig“ wird. Besonders in der österlichen 
Bußzeit dürfen wir sie nutzen, damit wir zu Ostern unsere 
Taufentscheidung bewusst erneuern können.

1. Gebet

Ohne das Gespräch mit Gott können Christen nicht leben. 
Das tägliche Gebet gehört zu einem christlichen Leben 
wie das Atemholen zum leiblichen Dasein. Die österliche 
Bußzeit kann dazu dienen, es wieder bewusst einzuüben. 
Dazu gehört eine gewisse Disziplin. Im kirchlichen Ge-
bet- und Gesangbuch „Gotteslob“ finden sich viele gute 
Anregungen für das tägliche Gebet.

2. Fasten und Verzicht

Es kann leicht geschehen, dass wir nicht mehr Wünsche 
und Bedürfnisse haben, sondern dass unsere Wünsche und 
Bedürfnisse „uns haben“. Bewusster Verzicht kann uns 
dann helfen, unsere Freiheit wiederzuerlangen, offen zu 
werden für Gott und die Menschen und mit anderen zu 
teilen.

3. Werke der Nächstenliebe

Meistens merken wir es gar nicht selbst, sondern nur die 
anderen, dass wir hart und unbarmherzig werden in unse-
rem Reden und Tun. Wir können aber unser „kaltes“ Herz 
wieder erwärmen, wenn wir unseren Blick bewusst auf 
die Menschen in leiblicher oder seelischer Not lenken und 
uns ihnen zuwenden. In der österlichen Bußzeit hält uns 
die Kirche dazu an, entsprechend unserer wirtschaftlichen 

Lage eine finanzielle Gabe für die Hungernden und Notlei-
denden zu spenden (z. B. in Form der Misereor-Kollekte).

4. Bereitschaft zur Versöhnung

Zerwürfnisse und Streit belasten uns, und wir leiden dar-
unter. Wo immer Menschen aneinander schuldig werden, 
braucht es den Weg zum anderen, das ehrliche Eingeständ-
nis der Schuld und die Bitte um Vergebung. Dies erfor-
dert Selbstüberwindung, kann aber befreiende und beglü-
ckende Erfahrungen ermöglichen. Die Kirche lädt uns ein, 
solche Wege der Versöhnung besonders in der österlichen 
Bußzeit zu suchen.

II. Besondere Tage der Buße

Aschermittwoch und Karfreitag

Am Aschermittwoch beginnt die Kirche gemeinsam ihren 
österlichen Weg. Als äußeres Zeichen der Bußgesinnung 
lassen wir uns die Asche auflegen. Wir machen uns bereit, 
in der Osternacht das Taufversprechen bewusst und ent-
schieden zu erneuern und in dankbarer Freude mit Chris-
tus das Ostermahl zu halten. Am Karfreitag begeht die 
Kirche in der Feier des Leidens und Sterbens Christi das 
Gedächtnis des gekreuzigten Herrn. Aschermittwoch und 
Karfreitag sind strenge Fast- und Abstinenztage. Erwach-
sene vom vollendeten 18. Lebensjahr bis zum Beginn des                                                                                                       
60. Lebensjahres beschränken sich an diesen Tagen auf 
eine einmalige Sättigung sowie eine kleine Stärkung zu 
den beiden anderen Tischzeiten und verzichten auf Fleisch-
speisen. Alle Katholiken ab dem 14. Lebensjahr verzichten 
an diesen Tagen auf Fleischspeisen. Sinnvoll ist das auch 
an den anderen Freitagen im Jahr. Durch Krankheit, auf 
Reisen, an fremdem Tisch oder durch schwere körperliche 
Arbeit kann jemand am Verzicht verhindert sein.

III. Die Umkehr feiern

1. Bußgottesdienst

In der Feier von Bußgottesdiensten wird besonders deut-
lich, dass die Kirche eine Kirche der Sünder und zugleich 
Ort und Zeichen der Versöhnung ist. Gemeinsam rufen wir 
das Erbarmen Gottes herab und erbitten im Namen Christi 
Versöhnung mit Gott und miteinander. Im Advent und in 
der österlichen Bußzeit dienen solche Gottesdienste der 
guten Vorbereitung auf die kommenden Hochfeste. Sie ha-
ben einen eigenständigen Charakter, sind aber kein Ersatz 
für das Sakrament der Versöhnung, das Bußsakrament.

2. Sakrament der Versöhnung (Beichte)

Im Sakrament der Versöhnung wird uns durch den Pries-
ter in der Vollmacht Christi die Vergebung unserer Sünden 
und damit Versöhnung geschenkt. Dies setzt voraus, dass 
wir unsere Schuld aufrichtig bereuen und sie persönlich 
bekennen. Ein konkretes Bußwerk unterstreicht die Um-
kehr. Es kann geschehen, dass wir uns in einer wichtigen 
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Sache wissentlich und willentlich gegen die Weisung 
Gottes entschieden haben. Wir spüren die Schwere un-
seres Versagens und verstehen, dass die Kirche hier von 
einer „schweren“ Sünde spricht. Als katholische Christen 
beichten wir unsere schweren Sünden wenigstens einmal 
im Jahr. Die Kirche rät aber auch jenen, die sich keiner 
schweren Sünde bewusst sind, dass sie in überschaubaren 
Zeitabständen das Bußsakrament empfangen. Das Aus-
sprechen der Schuld, wie es beim Empfang des Bußsakra-
mentes geschieht, kann hilfreich sein und dazu beitragen, 
dass wir uns entschiedener vom Bösen abwenden. Darü-
ber hinaus hilft uns das Bußsakrament, unsere Grundein-    
stellung zu überprüfen und tiefer liegende Fehlhaltungen 
zu entdecken.

IV. Die Feier des Lebens am Sonntag, dem Tag des 
Herrn
Die österliche Tischgemeinschaft mit dem Herrn ist für 
uns lebensnotwendig. Als Christen ist es uns eine innere 
Verpflichtung, an jedem Sonntag und gebotenen Feiertag 
die Heilige Messe mitzufeiern. Wo die Teilnahme an der 
Eucharistiefeier am eigenen Wohnort nicht möglich und 
die Teilnahme in der Nachbargemeinde nicht zumutbar 
ist, wird empfohlen, dass sich die Gläubigen dort zu ei-
ner Wort-Gottes-Feier versammeln. Damit wird dann auch 
der Sinn des Sonntagsgebotes erfüllt. An Ostern feiert die 
Kirche in der Freude des neuen Lebens gemeinsam das 
große Fest der Erlösung: Tod und Auferstehung des Herrn. 
Um diese österliche Freude mitzuvollziehen, nehmen wir 
katholischen Christen wenigstens einmal im Jahr in der 
österlichen Zeit (Aschermittwoch bis Pfingsten) an der 
Eucharistiefeier teil und empfangen dabei auch die heilige 
Kommunion. So werden wir für den Weg des Lebens mit 
Gott neu ermutigt und gestärkt.

Osnabrück, 9. Februar 2023

Das Bischöfliche Generalvikariat

Art. 145

Einrichtungsumlage

Mit Bezug auf die im Kirchlichen Amtsblatt (Bd. 53, Nr. 
2, Art. 22, S. 25, v. 25.02.2000) veröffentlichte Verord-
nung über die Erhebung der Einrichtungsumlage (früher 
Anstaltspfennig) im Bistum Osnabrück bestimmen wir für  
alle stationären Einrichtungen der katholischen Kirche im 
Bistum Osnabrück für das Jahr 2023 Folgendes:

1. Von den stationären katholischen Einrichtungen im Bis-
tum Osnabrück wird wie alljährlich eine Abgabe als „Ein-
richtungsumlage“ erhoben.

2. 	 Umlagepflichtig sind alle stationären katholischen 
Einrichtungen im Bistum Osnabrück, ungeachtet ihrer 
Rechtsform.

3. Die Berechnung erfolgt durch die Multiplikation der im 
Vorjahr tatsächlich erzielten Pflegetage mit dem Betrag, 
der für das Jahr 2023 bei Krankenhäusern mit je 5,5 Cent 
und bei allen anderen Einrichtungen mit je 3,5 Cent fest-
gesetzt wird.

4. Der Caritasverband für die Diözese Osnabrück e. V. 
(DiCV) wird demnächst allen stationären katholischen 
Einrichtungen ein Formblatt zur Verfügung stellen, auf 
dem die Einrichtungen die Höhe der Umlage zur Einrich-
tungsumlage ermitteln können. Dieses Formblatt wird von 
den Einrichtungen an den DiCV zurückgesandt und die 
sich ergebende Umlage zur Einrichtungsumlage für das 
Jahr 2023 auf das angegebene Konto des DiCV überwie-
sen.

Osnabrück,  2. März 2023

Das Bischöfliche Generalvikariat

Art. 146

Urlaubsvertretung für Geistliche

Wir weisen darauf hin, dass Priester, Diakone und Haupt-
amtliche aus anderen Bistümern nur nach Vorlage einer 
Unbedenklichkeitserklärung der zuständigen Diözese/
des Ordens zu Vertretungsdiensten in unseren kirchlichen     
Institutionen tätig werden dürfen.

Die für einen Vertretungsdienst im Bistum Osnabrück 
notwendigen Unterlagen werden nach Mitteilung an das 
Bischöfliche Personalreferat versendet. Wenn Sie weitere 
Fragen zu dem Thema haben, setzen Sie sich gerne mit 
Frau Alexandra Kemna (A.Kemna@bistum-os.de) aus 
dem Bischöflichen Personalreferat in Verbindung.

Des Weiteren erinnern wir daran, Vertretungszeiträume 
durch Erkrankungen und Urlaub erst innerhalb des Deka-
nates abzusprechen. 

Wenn sich dort keine Vertretungsmöglichkeit findet, wen-
den Sie sich gerne an das Bischöfliche Personalreferat, um 
zu erfragen, ob eine anderweitige Vertretung möglich ist.

Osnabrück,  im Februar 2023

Das Bischöfliche Personalreferat
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Art. 147

Begegnung für Priester und Diakone sowie 
Missa Chrismatis und Abholung 

der Heiligen Öle am Montag, 3. April 2023
 
Auch in diesem Jahr findet am Montag der Karwoche 
(3. April 2023) ein Tag der Begegnung für Priester und 
Diakone statt. Diese Begegnung beginnt ab 9.30 Uhr im 
Forum am Dom und endet mit der Chrisammesse um                        
15 Uhr im Dom. Je ein Vertreter aus jedem Dekanat ist zur 
Konzelebration in der Chrisammesse eingeladen. Nähere 
Informationen gehen den Priestern und Diakonen in ge-
sonderten Einladungsschreiben des Bischofs zu.

Wie in früheren Jahren wird um 18 Uhr unter der Leitung 
von Weihbischof Johannes Wübbe ein Jugendgottesdienst 
(Wortgottesfeier) gefeiert. Diesmal im Dom. Dazu sind 
besonders die Firmanden der Dekanate eingeladen, in de-
nen der Bischof und der Weihbischof firmen, das sind die 
Dekanate Osnabrück-Stadt, Twistringen und Grafschaft 
Bentheim. Auch die Firmanden aller anderen Gemeinden 
sind herzlich willkommen. Sie mögen sich bitte im Diöze-
san-Jugendamt unter Tel. 0541 318-237 anmelden.

Für den Transport der Heiligen Öle in die Dekanate und 
Gemeinden tragen die Herren Dechanten Sorge.

Im Übrigen verweisen wir auf die Veröffentlichung vom 
18. Februar 1964 (Kirchl. Amtsblatt, Bd. 35, S. 97 f.,     
Art. 53).

Osnabrück,  16. Februar 2023

Das Bischöfliche Generalvikariat

Art. 148

Eröffnung der 
Woche für das Leben

am 22. April 2023 in Osnabrück

Die Woche für das Leben widmet sich in diesem Jahr vom 
22. bis zum 29. April dem Thema: „Generation (Z)ukunft. 
Sinnsuche zwischen Angst und Perspektive“ und stellt da-
mit die Sorgen junger Menschen in den Mittelpunkt. Die 
vergangenen drei Jahre haben uns alle vor besondere He-
rausforderungen gestellt. Eine weltweite Pandemie, der 
Klimawandel und ein Krieg in Europa – die Krisen wirken 
sich auf alle von uns aus; ganz besonders auf die Lebens-
welten Jugendlicher und junger Erwachsener. Andauernde 
psychische Belastung durch die soziale Isolation während 
der Pandemie, Verunsicherung und Zukunftsängste haben 
viele junge Menschen in existenzielle Krisen geführt. Ge-

nau diese Fragen und Ängste stehen im Mittelpunkt der 
diesjährigen Woche für das Leben, mit der die beiden gro-
ßen Kirchen in Deutschland seit fast 30 Jahren einen wich-
tigen Beitrag zur Bewusstseinsbildung für den Wert und 
die Würde des menschlichen Lebens leisten.

Die Auftaktveranstaltung in Osnabrück beginnt um       
14.00 Uhr in der Franz von Assisi-Schule Osnabrück mit 
Workshops, in denen sich Jugendliche und junge Erwach-
sene mit dem Thema der Woche für das Leben auf vielfäl-
tige und kreative Weise auseinandersetzen können. 
Um 15.30 Uhr werden die Ergebnisse präsentiert und beim 
darauffolgenden ComeTogether besteht die Möglichkeit 
zum Austausch und zur Begegnung. 

Der bundesweite Auftakt der Woche für das Leben schließt 
um 17.00 Uhr mit einem ökumenischen Gottesdienst im 
Osnabrücker Dom, den die EKD-Ratsvorsitzende Annette 
Kurschus, Regionalbischof Friedrich Stelter vom Spren-
gel Osnabrück der evangelisch-lutherischen Landeskirche 
Hannover und Bischof Franz-Josef Bode gemeinsam fei-
ern. 
Osnabrück,  22. April 2023

Das Bischöfliche Generalvikariat

Art. 149

Hinweise zur Durchführung 
der Palmsonntagskollekte 2023

Die Palmsonntagskollekte kommt den Christen im Hei-
ligen Land zugute. Der Leitgedanke zur Palmsonntags-
kollekte 2023 lautet: Chancen spenden. Damit Christen im 
Heiligen Land bleiben.

Die Christen des Heiligen Landes sind eine kleine Minder-
heit. Im Westjordanland, in Gaza und in Jerusalem nimmt 
ihre Zahl kontinuierlich ab. Für die Gesellschaft, in der 
sie leben, sind sie jedoch von großer Bedeutung. Je nach 
Wohnort haben Christen jüdische oder muslimische Nach-
barn. In ihrem Alltag haben sie deshalb die Chance, als 
Vermittler in der konfliktreichen Region zu agieren. Für 
sich selbst aber sehen viele Christen wenig Perspektiven. 
Viele träumen von einem besseren Leben jenseits ihrer 
Heimat. Der Deutsche Verein vom Heiligen Lande und 
das Kommissariat des Heiligen Landes der Franziskaner 
eröffnen den Christen vor Ort Chancen auf Bildung, sozi-
ale Teilhabe und ein selbstbestimmtes Leben. Christliche 
Begegnungsstätten, Schulen, Gemeinden und soziale Ein-
richtungen sorgen für neue Perspektiven. Sie bieten nicht 
nur Arbeitsplätze, sondern sie unterstützen auch Kinder 
aus sozial schwachen Familien, Menschen mit Behinde-
rung, chronisch Kranke und Migranten – darunter viele 
Frauen. Darüber hinaus tragen christliche Einrichtungen 
vielfach zur interreligiösen Friedenserziehung bei. 
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Mit einer Spende zur Palmsonntagskollekte unterstützen 
Sie die Menschen im Heiligen Land, an den Ursprungs-
stätten unseres christlichen Glaubens. So können sie ihren 
Dienst an den Menschen und der Gesellschaft erfüllen. 

Die deutschen Bischöfe bitten daher in ihrem Aufruf um 
Unterstützung der Christen im Nahen Osten durch Gebet, 
Pilgerreisen und materielle Hilfe. 

Palmsonntagskollekte am 02.04.2023

Die Palmsonntagskollekte findet am Palmsonntag, dem 
02.04.2023, in allen Gottesdiensten (auch am Vorabend) 
statt. 

Bitte überweisen Sie die Kollekte an das Bischöfliche 
Generalvikariat unter Verwendung der zur Verfügung 
gestellten Überweisungsträger.

Sobald das Ergebnis der Kollekte vorliegt, sollte es der 
Gemeinde mit einem herzlichen Dank bekannt gegeben 
werden.

Informationen und Kontakt

Weitere Informationen finden sich auf der Internetseite 
www.palmsonntagskollekte.de. Hier können ab Anfang 
Januar alle Unterlagen in druckfähiger Qualität herun-
tergeladen werden. Circa zwei Wochen vor Palmsonntag 
werden weitere Materialien zur Palmsonntagskollekte an 
alle deutschen katholischen Pfarreien versandt. 

Bei weiteren Fragen zur Palmsonntagskollekte wenden 
Sie sich bitte an: 

Deutscher Verein vom Heiligen Lande
Dr. Matthias Vogt, Generalsekretär
Tel.: 0221 995065-0
E-Mail: palmsonntagskollekte@dvhl.de
Internet: www.dvhl.de

Osnabrück,  9. Februar 2023

Das Bischöfliche Generalvikariat

Personal-Chronik für das Bistum Osnabrück
Ernennungen - Beauftragungen - Entpflichtungen

6.  Januar  2023

Högemann,  Ulrich, Pfarrer in der Pfarrei St. Augusti-
nus, Nordhorn, mit Wirkung vom 15. September 2023 
von seinen Aufgaben entpflichtet. Nach einer Über-
gangszeit mit Wirkung vom 15. Dezember 2023 zum 
Pfarrer in den Pfarreien der Pfarreiengemeinschaft St. 
Vincentius, Haselünne, und St. Laurentius, Haselünne-
Lehrte, ernannt.

Bartke,  Johannes, Dechant im Dekanat Emsland-Mitte, 
Pfarrer in den Pfarreien der Pfarreiengemeinschaft St. 
Vincentius, Haselünne, und St. Laurentius, Haselünne-
Lehrte, mit Wirkung vom 1. Juli 2023 in den Ruhe-
stand versetzt.

10.  Januar  2023

Overhoff ,  Theresa, mit Wirkung vom 1. April 2023 für 
das Projekt „sozial spirituell“ zur Unterstützung der 
Umsetzung der neuen Grundordnung im Bistum Osna-
brück, beauftragt.

Springwald,  Maria Elisabeth, Pastoralreferentin in der 
Pfarrei St. Martinus, Bramsche, mit dem Projekt „Auf-
suchende mobile Jugendarbeit in der Stadt Bramsche“, 
mit Wirkung vom 1. Februar 2023 zusätzlich als Re-
ferentin für Sexualpädagogik und LGBTIQ*-Pastoral 
und Geschäftsführung „AK kreuz und queer“ beauf-
tragt. 

12.  Januar  2023

Hagedorn,  Daniel, Pastoralreferent in den Pfarrei-
en der Pfarreiengemeinschaft Christ König, Emden, 
und Maria Meeresstern, Borkum, mit Wirkung vom                    
1. August 2023 als Jugendbildungsreferent mit dem 
Schwerpunkt „Jugendpastoral“ im Marstall Clemens-
werth & Jugendkloster Ahmsen e.V. und als Referent 
für Ministrant*innenarbeit im Bistum Osnabrück mit 
Sitz im Jugendkloster Ahmsen beauftragt. 

Pützer,  Georg, Priester aus dem Erzbistum Köln, mit 
Wirkung vom 1. September 2023 als Pfarrer in den 
Pfarreien der Pfarreiengemeinschaft Christ König, 
Emden, und Maria Meeresstern, Borkum, ernannt. 

23.  Januar  2023

Stephan,  Alina, Gemeindereferentin in den Pfarreien der 
Pfarreiengemeinschaft Mariä Geburt, Bad Laer, und 
St. Antonius Abt, Bad Laer-Remsede, mit Wirkung 
vom 1. Mai 2023 als Gemeindereferentin in der Pfarrei 
St. Augustinus, Nordhorn, beauftragt. 

31.  Januar  2023

Jarvers ,  Bernhard, Diakon in den Pfarreien der Pfarreien-
gemeinschaft St. Antonius von Padua, Georgsmarien-
hütte-Holzhausen, und Herz Jesu, Georgsmarienhütte, 
und in der Krankenhausseelsorge in den Niels-Stensen 
Kliniken GmbH, Marienhospital Osnabrück, mit Wir-
kung vom 15. März 2023 von seinen Aufgaben in der 
Pfarreiengemeinschaft entpflichtet und weiterhin in der 
Krankenhausseelsorge in den Niels-Stensen Kliniken 
GmbH, Marienhospital Osnabrück, tätig.
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2.  Februar  2023

Madathikunnel ,  George Sabu, Pastor in den Pfarreien 
der Pfarreiengemeinschaft St. Jodocus, Börger / Herz 
Jesu, Neubörger / St. Johannes der Täufer, Surwold-
Börgermoor, und St. Josef, Surwold-Börgerwald, 
sowie zur Mitarbeit im Dekanat, mit Wirkung vom           
8. Februar 2023 von seinen Aufgaben entpflichtet um 
Aufgaben im Erzbistum Köln zu übernehmen.

3.  Februar  2023

Gauda,  Daniel, Gemeindeassistent, unter dem Vorbehalt 
des erfolgreichen Abschlusses der Assistenzzeit mit 
Wirkung vom 1. August 2023 als Gemeindereferent in 
den Pfarreien der Pfarreiengemeinschaft St. Ludgerus, 
Aurich / St. Joseph, Sande-Neustadtgödens / Maria – 
Hilfe der Christen, Wiesmoor, und St. Bonifatius, Witt-
mund, beauftragt. 

Konjer,  Christoph, Pastor in der Pfarrei St. Christo-
phorus, Stolzenau mit Wirkung vom 1. Februar 2023 
entpflichtet und für die Durchführung einer Sabbatzeit 
freigestellt.

Kuhlmann,  Franziska, Gemeindeassistentin, unter dem 
Vorbehalt des erfolgreichen Abschlusses der Assistenz-
zeit mit Wirkung vom 1. August 2023 als Gemeinde-
referentin in den Pfarreien der Pfarreiengemeinschaft 
St. Jakobus, Sögel / Herz Jesu, Berßen / St. Bonifatius, 
Hüven / St. Johannes der Täufer, Spahnharrenstätte / 
St. Michael, Stavern, und St. Franziskus, Werpeloh, 
beauftragt. 

Tecklenborg,  Dirk, Pastoraler Koordinator in den Pfar-
reien der Pfarreiengemeinschaft St. Josef, Lingen-Lax-
ten / St. Antonius Abt, Lingen-Baccum, und St. Ma-
rien, Lingen-Brögbern/Damaschke, und Referent in 
der Stabstelle Personalentwicklung, mit Wirkung vom      
1. Juni 2023 als Referent im Bischöflichen Personalre-
ferat Pastorale Dienste beauftragt. 

6 .  Februar  2023

Hoppe,  Elke, Gemeindeassistentin, unter dem Vorbehalt 
des erfolgreichen Abschlusses der Assistenzzeit mit 
Wirkung vom 1. August 2023 als Gemeindereferentin 
in den Pfarreien der Pfarreiengemeinschaft St. Georg, 
Twist / St. Ansgar, Twist / Heilig Kreuz, Twist-Rühler-
moor / St. Franziskus, Twist-Schöninghsdorf, und St. 
Vinzenz von Paul, Twist-Hebelermeer, beauftragt.

Kaumkötter,  Verena, Jugendreferentin in den Pfarrei-
en der Pfarreiengemeinschaft St. Vincentius, Bersen-
brück / St. Johannis, Alfhausen / St. Johannes der 
Täufer, Lage-Rieste, und St. Paulus Apostel, Neuen-
kirchen-Vörden, mit Wirkung vom 1. April 2023 als 
Jugendbildungsreferentin im Haus Maria Frieden, 

Rulle, und als Jugendreferentin in den Pfarreien der 
Pfarreiengemeinschaft St. Alexander, Wallenhorst / St. 
Josef, Wallenhorst-Hollage, und St. Johannes Apostel 
und Evangelist, Wallenhorst-Rulle, beauftragt.

20.  Februar  2023

Kuper,  Sabine Gemeindereferentin mit der Leitung 
von „Kirche in Meppen - KIM“ und in der Bischöf-
lichen Stabsstelle für Supervision und Coaching, mit 
Wirkung vom 1. September 2023 mit dem Projekt 
„Pastorale Koordination“ in den Pfarreien der Pfarrei-
engemeinschaft St. Martinus, Haren / Herz Jesu, Ha-
ren-Altharen/St. Clemens, Haren-Wesuwe / St. Josef, 
Haren-Emmeln, und St. Maria Darbringung im Tem-
pel, Haren-Tinnen, und unter Beibehaltung ihrer Auf-
gabe in der Bischöflichen Stabsstelle für Supervision 
und Coaching beauftragt.

Maurach,  Jana, Gemeindeassistentin, unter dem Vorbe-
halt des erfolgreichen Abschlusses der Assistenzzeit 
mit Wirkung vom 1. August 2023 als Gemeinderefe-
rentin in den Pfarreien der Pfarreiengemeinschaft St. 
Andreas, Emsbüren / St. Johannes der Täufer – Ent-
hauptung, Emsbüren-Elbergen / Unbefleckte Emp-
fängnis Mariens, Emsbüren-Listrup, und Abt St. Anto-
nius, Engden, beauftragt.

Todesfälle

2.  Januar  2023

Wellmann,  Dieter, Pfarrer i. R., geboren am 28. August 
1937 in Osnabrück, zum Priester geweiht am 30. Janu-
ar 1965 in Osnabrück.

9.  Februar  2023

Hertzfeld,  Rainer, Pfarrer i.R., geboren am 3. Januar 
1954 in Meppen, zum Priester geweiht am 15. Dezem-
ber 1984 in Osnabrück.

12.  Februar  2023

Leigers ,  Hermann-Josef, Pfarrer i.R., geboren am            
11. Dezember 1942 in Klein Dörgen, zum Priester ge-
weiht am 27. November 1971 in Osnabrück.

13.  Februar  2023

Jacob,  Prof. Dr. Heinrich, Domkapitular em., geboren 
am 5. Januar 1935 in Schlochau, zum Priester geweiht 
am 2. Februar 1963 in Osnabrück, St. Johann.

18.  Februar  2023

Schul te ,  Aloys, Pfarrer i. R., geboren am 14. Mai 1942 in 
Neusustrum, zum Priester geweiht am 1. Februar 1969 
in Osnabrück.
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